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Ein fest verschnürtes Paket, dem hoffentlich noch weitere folgen
Die Rettungsmaßnahmen der Ampelkoalition helfen durchaus, aber sie lassen auch Fragen offen
Am ersten Sonntag im September 
präsentierte die Bundesregierung 
das dritte Maßnahmenpaket, um 
Bürgerinnen und Bürger hinsicht-
lich der bislang unabsehbaren Fol-
gen der steigenden Energiekosten 
zu entlasten. Es war, gemessen an 
der langen, der Bekanntgabe des 
Ergebnisses vorausgegangenen Be-
ratungszeit nicht die große Überra-
schung, mit der allerdings auch nur 
Wenige gerechnet hatten. Es war 
bzw. ist eine Hilfsaktion, die fast 
allen etwas bringt, die aber wegen 
der Einmaligkeit der regelmäßigen,
soliden Fortsetzungen bedarf. 

Dies wäre die eine Seite der Be-
trachtungsweise. Die andere hat mit 
dem Hintergrund und der Motivati-
on selbigen Pakets zu tun. Und hier 
muss man durchaus von Anerken-
nung sprechen, denn es ist keines-
wegs selbstverständlich, dass es 
sich eine Regierung zum Ziel setzt, 
allen Bürgerinnen und Bürger ihres 
Landes in schweren Zeiten wirk-
sam und aus freien Stücken zu hel-
fen. Es zeigt sich, dass Deutschland 
nach wie vor ein Sozialstaat ist, in 
dem Politiker nicht nur reden und 
die nächste Wahl im Blick haben. 
Dass es in anderen Staaten derarti-
ge „Pakete“ geben wird, ist eher 
unwahrscheinlich.

Ungeachtet dessen kommen wir 
nicht umhin, die Mängel und Defi-
zite aufzuzeigen, die dem Paket an-
haften. Dies geschieht zum einen 
aus der Sicht des sogenannten ein-
fachen Bürgers wie zum andern aus 
der Perspektive der ehemaligen po-
litischen Häftlinge des SED- Staa-
tes. Da ist zunächst das viel zitierte 
Gießkannenprinzip: Jede Rentnerin 

und jeder Rentner soll (steuer-
pflichtig) 300 Euro bekommen. Die 
Frage der Bedürftigkeit wird nicht 
gestellt. Damit werden soziale Un-
gleichheiten erzeugt oder verstärkt. 
In der Tat hat man nach der Be-
kanntgabe der Maßnahmen nicht 
selten Rentenbezieher sagen hören, 
dass sie aufgrund ihres hohen Ein-
kommens eigentlich lieber auf den 
Zuschuss zu Gunsten ärmerer Mit-
bürger verzichten würden, zumal 
bei hohen und mittleren Einkom-
men ohnehin die Steuer einen be-
trächtlichen Teil dieser Zuwendung 
wieder wegnimmt. 

Die zweite allgemeine Kritik rich-
tet sich gegen den Modus der Ein-
maligkeit. Man sollte nicht davon 
ausgehen, dass jemand, die oder 
der knapp bei Kasse ist, diese 300 
Euro durch elf teilt und den jewei-
ligen Betrag monatlich für die 
Energieabrechnung hinterlegt. Soll 
heißen: Besser wären regelmäßige 
Zahlungen – vielleicht direkt an 
den Versorger – oder die Einrich-
tung eines kostengünstigens So-
ckelbetrages je Haushalt, damit die 
Gasrechnungen wirklich bezahlt 
werden können. 

Und damit wären wir auch bei der 
Situation der ehemaligen politi-
schen Häftlinge und deren besonde-
rem Anliegen, das mit der nun 
schon häufig diskutierten Erhöhung 
der Opferrente zu tun hat. Da die 
meisten der Betroffenen im Ren-
tenalter sind, erhalten sie die ein-
malige Zahlung von 300 Euro, we-
gen der niedrigen Altersrente ver-
mutlich steuerfrei. Für nicht wenige 
tritt auch die Regelung der höheren 
Sozialleistungen (Wohngeld, Bür-

gergeld) in Kraft, was bei einer 
spürbar angehobenen Opferrente, 
die übrigens steuerfrei ist, nicht er-
forderlich wäre. Es würde den Be-
troffenen zudem die aufwändige 
Antragstellung bei den Ämtern er-
sparen. Könnte dieses Anliegen –
möglichst bald – Realität werden, 
erübrigten sich auch Maßnahmen 
wie der Härtefonds und Anträge an 
Stiftungen und Sozialämter. 

Durch die Gespräche und die dar-
aus folgenden Initiativen mit der 
Bundesbeauftragten für die SED-
Opfer hat sich die Diskussion um 
die Verbesserung der Besonderen 
Zuwendung erheblich voran be-
wegt, wovon nicht zuletzt der Jah-
resbericht von Frau Zupke zeugt 
(vorige Fg-Ausgabe) und was sich 
durch die gewachsene Diskussi-
onsbereitschaft der Leser der Fg 
zeigt. Durch die hohe Inflationsra-
te, die nach Expertenmeinungen 
noch erheblich steigen wird, wird 
die Armut unter den ehemaligen 
Häftlingen sicherlich sehr drastisch 
wachsen. Viele haben eine kleine 
Rente, wodurch die jährlichen Er-
höhungen kaum ins Gewicht fallen. 
Völlig vergessen ist inzwischen die 
Einführung der Grundrente, die vor 
der letzten Bundestagswahl großar-
tig in den Schlagzeilen war.

Die ehemaligen Häftlinge warten, 
wie es weitergehen wird. Nehmen 
sich die Fraktionen unserer Forde-
rung an? Die VOS ist – gemeinsam 
mit der Bundesbeauftragten Frau 
Zupke – zu Gesprächen bereit. Die 
Wahlprüfsteine, deren Antworten 
in der Fg nachzulesen waren, wei-
sen uns den Weg. Wir sollten nun 
handeln. ARK, H. Diederich
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Liebe Kameradinnen und Kamera-den, ich hoffe, für Sie bzw. euch hat das Leben in der gegenwärti-gen Situation nicht zu sehr an Qua-lität verloren und wir bleiben trotz unseres zweifellos vorgerückten Alters zuversichtlich, aufgeschlos-sen und allesamt gesund.Vor zwei Monaten, als ich die vorige Fg auf den Weg brachte, habe ich (und nicht nur ich) nicht geglaubt, dass wir als ganze Nati-on, als Europäer, vielleicht als ge-samte Menschheit in eine derartige Krise geraten könnten. Nun jedochhaben sich innerhalb weniger Tage für uns alle Umstände ergeben, auf die wir nicht gefasst waren und mit denen wir dennoch leben, weiter-leben, müssen und wollen. Wir als ehemalige Häftling und Verfolgte haben zwar Erfahrungen mit politi-schen, wirtschaftlichen und sozia-len Einschränkungen und Widrig-keiten, aber das, was wir in der DDR hinnehmen mussten, war ei-ne von Menschen bewusst herbei-geführte Diktatur gegen andere Menschen. Das Corona-Virus ist ebenfalls ein Feind der Menschen, aber es wurde nicht vorsätzlich un-ter die Völker gebracht und es wird im Unterschied zum Sozialismus nicht von wenigen Menschen ge-gen große Mehrheiten missbraucht. Fertigwerden müssen wir dennoch damit, und dabei kann uns unsere DDR-Erfahrung durchaus helfen. Haben wir nicht gelernt, mit Eng-pässen von Konsumgütern (und wahrlich nicht nur Toilettenpapier) umzugehen? Waren wir nicht soli-darisch, wenn es gegen Unrecht und für Meinungsfreiheit ging? Beweisen wir nicht heutzutage imRingen um bessere Entschädigun-gen bis heute unser Zusammenge-hörigkeitsgefühl, und sind wir nicht alle bestrebt, über das über-wundene Unrecht stalinistischer Zeiten aufzuklären? Und was die derzeit verordneten Ausgangs- und Kontakteinschränkungen betrifft, verweise ich schlicht auf die Haft-bedingungen des MfS, wo es beimonatelanger Isolation nicht mal einen Blick aus dem Fenster gab. Wichtig ist, dass wir uns in den Zeiten der aktuellen Gefahr an die Vorschriften halten und im Rah-men der Möglichkeiten etwas für die Gesundheit tun. Niemand sollte 

sich zudem scheuen, Hilfsangebo-te, die mittlerweile in jeder Kom-mune bestehen, anzunehmen. Und sei es der Einkaufsdienst oder ein Telefonat mit dem Hausarzt. Was die VOS angeht, sind wir keines-wegs im Ruhemodus. Man sieht: Die Freiheitsglocke erscheint un-beirrt. Man hat jetzt mehr Zeit, siezu lesen, sie weiterzugeben oder ein zweites Exemplar zum Ver-schenken zu bestellen. 

Auf ein  
Wort des Re-

dakteurs 
Leider fallen nun Generalver-sammlung und Jubiläumsfeier aus bzw. werden verschoben. Wir ha-ben daher weiterhin keinen Ersten Bundesvorsitzenden, aber eine an-erkannte Stellvertreterin und einen fleißigen Bundesgeschäftsführer. Was unser weiteres Wirken an-geht, benutze ich gern ein Zitat, das sich seitens der damaligen Ur-heberin und des damit verbunde-nen Vorhabens nicht ganz erfüllt hat: Wir schaffen das. Allerdings sollten wir uns im Klaren darüber sein, dass die folgende Zeit, in derwir irgendwann in einen Modus der Normalität – wie er auch aus-sehen mag – zurückkehren werden, für uns nicht leichter werden. Seit dem Einbruch in das Corona-Tief sind alle bisher als hoch dramatisch eingestuften Themen und Konflikte in der me-dialen Versenkung verschwunden. Kein Wort mehr zu einer drohen-den Klima-Katastrophe oder zuden Baumhäusern im Forst vonGarzweiler, keine Silbe über den keineswegs ausgestandenen Streit zur Wahl des Ministerpräsidentenvon Thüringen oder die Verab-schiedung des nächsten, offenbar strittigen EU-Finanzhaushaltes,auch nicht zur (weiter steigenden) Umweltsteuer oder zum Diesel-fahrverbot, nicht mal die besorg-niserregenden Bilder des Flücht-lingsdramas an der türkisch- grie-chischen Grenze werden gezeigt. Kein Syrien-Krieg, kein Putin, der an möglichst vielen Kriegsschau-plätzen tonnenweise Sprengstoff in die Feuer wirft. Stattdessen trat tat-sächlich Frau Merkel wieder vor 

die Nation und äußerte sich ernst-haft und besorgt zu den Problemen und Sorgen der Landeskinder. Wann hatten wir das zuletzt? Wir als SED- und Haftopfer sind in Anbetracht der Pandemie und deren Folgen mit unseren Ansprü-chen und Mahnungen allerdings ein weiteres Stück in den Hinter-grund gerückt. Da wir fast durch-weg Rentner*innen und vielfach auch durch Krankheiten vorbelas-tet sind, gehören wir im Sinne der Corona-Gefahr zu einer Risiko-Gruppe, für die schon über speziellisolierende Quarantäne- Maßnah-men diskutiert wurde. Was wird demnach mit uns geschehen? Wer-den wir – wie einst in der DDR –weggesperrt? Nun, ganz sicher wird man uns nicht schlechter be-handeln als andere Mitmenschen derselben Alters- und Gefährdeten-Gruppe. Ich jedenfalls glaube an die soziale (wenn auch nicht die finanzielle) Gerechtigkeit in unse-rem Land. Dennoch gebe ich mich keinen Illusionen hin, wenn wirhier und ab jetzt weiter über Ent-schädigungen und sonstige finan-zielle Verbesserungen für Haft-und Verfolgungszeiten reden. Es ist ein Glück, dass wir im letzten Jahr gerade noch mit Vergünsti-gungen wie der Erhöhung der Op-ferrente um 30 Euro und Herabset-zung des Haftzeitlimits berück-sichtigt wurden. Jetzt, wo die Pan-demie eingetreten ist und einem Großteil der Bevölkerung und fast allen Unternehmen und Institutio-nen durch unvorstellbar hohe fi-nanzielle Summen geholfen wer-den muss, wird man den Kopf schütteln, wenn wir mit neuen An-liegen auftreten bzw. die alten wieder vorbringen. Man wird ge-wiss kein Verständnis zeigen, wenn wir den Kampf um unsere Ansprüche fortsetzen. Vielleicht wird man sogar sagen, das wäre undankbar. Und doch sollten wir uns nicht einschüchtern lassen und zumindest dafür sorgen, dass die Politik einen festen Termin für die nächste Erhöhung der Opferrente festlegt. Unsere Verdienste um dieses Land können nicht ausge-löscht werden. Auch nicht durch die Corona-Pandemie.Bis zur nächsten AusgabeIhr Alexander Richter

Nachdem wir einige Monate ohne 
die aufreibenden Anti-Covid- Vor-
schriften ausgekommen sind, uns 
dafür jedoch an das Kriegsgesche-
hen in der Ukraine und dessen 
Folgen gewöhnen mussten, flattern 
die ersten Schreiben mit der An-
kündigung der Strom- und Gas-
preiserhöhung sowie der gefürch-
teten Umlage in die Haushalte. Be-
troffen sind nicht nur wir SED-
Opfer. Die Inflation trifft alle mitt-
leren und unteren Einkommens-
gruppen. Entsprechend negativ 
entwickelt sich die Stimmung, die 
durch Unzufriedenheit und Zu-
kunftsangst geprägt ist, in der Ge-
sellschaft. Der Unterschied ist frei-
lich, dass wir als Haftopfer aus ei-
genem Erleben wissen, was Unter-
kühlung, Unterernährung und Un-
terdrückung des individuellen Wil-
lens bedeuten. Wenn das Personen 
in der Öffentlichkeit verharmlosen 
oder als Erscheinungsform des Pat-
riotismus verherrlichen, kann ich 
dem nicht zustimmen. Erinnert 
nicht manches, was wir durchma-
chen werden, sowieso an die 
DDR? Sicher, das Warenangebot 
ist nicht so armselig, die Meinun-
gen werden nicht unterdrückt, vie-
le Themen werden offen, leider 
auch bis zum Überdruss und oft 
um des Diskutierens selbst Willen 
durchgekaut. Was aber fehlt, sind 
Lösungen, die wirksam helfen. 
Uns werden Kosten und Maßnah-
men aufgebürdet oder angedroht,
die nicht plausibel scheinen und
ungleich und ungerecht verteilt 
sind. Es gibt Endloskataloge an 
Energiespartipps, die von dem ei-
gentlichen Problem, den anstei-
genden Kosten, nur ablenken. Hat-
ten wir das nicht auch in der DDR:
Sechs-Ampere-Sicherungen, Rati-
onierung der Energie, abgesenkte 
Heiztemperaturen, das Abschalten 
der Straßenlaternen, bis hin zum 
Kuriosum des Turmkochens.

Wir wollen jedoch nicht (nur) 
sparen, wir wollen uns auch ein 
bisschen Lebensqualität, die wir 
uns mühsam geschaffen haben, er-
halten und uns nicht vor Preisex-
plosionen fürchten müssen. Als 
wir zu Zeiten der Teilung mit lee-
ren Taschen aus der Haft in den 
Westen kamen, fanden wir kei-
neswegs nur das gelobte Land. Wir 
mussten bei null neu anfangen und 

manchen Widerstand überwinden. 
Dabei standen uns nicht selten Ab-
lehnung, Bürokratie und Arroganz 
im Weg. Wir haben uns dennoch 
nicht entmutigen lassen und bei 
Misserfolgen und Enttäuschungen
nicht aufgegeben, wir haben uns 
durchgebissen und uns berufliche 
und private Wünsche erfüllt. Wir 
sind verreist, haben uns anständige 
Wohnungen geleistet und unsere 
Kinder demokratisch erzogen. Wir 
haben uns zu guten Staatsbürgern 
entwickelt und diese Gesellschaft 
mit aufgebaut und unverdrossen 
für die Wiedervereinigung und die 
Aufarbeitung der Gräuel des 
Kommunismus gekämpft. Nun ge-
rät all dies in Gefahr. Der Krieg 
des Wladimir Putin mag der Aus-
löser sein, doch das Hin und Her in 
der Politik trägt zur allgemeinen 
Verunsicherung bei.

Auf ein Wort  
des  

Redakteurs  
Gemeint ist damit auch die EU, die 
sich – man nehme die Diskussion 
um die Aufhebung der Mehrwert-
steuer für die Gasumlage – als 
übergeordnetes Schreckgespenst 
erweist. Fast scheint es, als haben 
sich die europäischen Staaten mit
eben dieser EU ein Instrument ge-
schaffen, das Unsummen kostet 
und sie selbst unmündig macht. Ich 
will gar nicht wieder über die Ab-
schaffung der Sommerzeit schimp-
fen, die beschlossen ist und nicht 
umgesetzt werden kann. Ich habe 
auch nichts dagegen, dass wir von 
hier aus Menschen in den armen 
EU-Staaten durch Sozialleistungen 
direkt unterstützen. Aber mich 
stört massiv, dass immer noch kei-
ne Entschädigungen an Haftopfer 
gezahlt werden, die in den soge-
nannten sozialistischen Bruderlän-
dern inhaftiert wurden. Egal, ob sie 
ein Gerichtsurteil bekommen ha-
ben oder nicht. Ihnen ist Unrecht 
geschehen, weil sie selbst nach 
Freiheit gestrebt haben oder ande-
ren Unterdrückten zur Freiheit in 
den Westen verholfen haben. 
Wenn wir nach EU-Recht handeln, 
dann sollte es möglich sein, auch 
auf dieser Ebene altes Unrecht zu 
tilgen und die Opfer der kommu-

nistischen Herrschaft gerecht zu 
entschädigen.

Wie wird es in dieser Gesell-
schaft weitergehen? Werden De-
pressivität, Wut und Verzweiflung
weiter um sich greifen, wird es gar 
wie 1989 in der DDR zu Massen-
demonstrationen kommen? Der 
Begriff Volkszorn ist inzwischen 
gefallen. Ist er angemessen?

Wir als SED-Opfer hoffen wei-
terhin auf die Erhöhung der Opfer-
rente, und wir setzen uns – bei al-
ler Aussichtslosigkeit – auch für 
die Abschaffung des RÜG ein. Un-
sere Bundesbeauftragte hat die 
Motive und Forderungen der ehe-
maligen politischen Häftlinge auf-
genommen, dafür danken wir. Die 
Resonanz unter den Betroffenen ist 
positiv. Immer noch melden sich 
Betroffene, deren Hoffnung eine
gerechte, komplexe Lösung für al-
le Unrechtsopfer ist. Mich selbst
hat beeindruckt, dass die Anregung
zur (gegenseitigen) Betreuung und 
Versorgung von älteren, kranken, 
nicht mehr mobilen Kameraden in 
den Bericht von Frau Zupke auf-
genommen wurde. Es würde den
Opfern das Dasein erleichtern,
würden sie einmal pro Woche Er-
innerungen teilen können. Um-
setzbar wäre dies durch eine Rege-
lung über kommunale Ämter oder
Pflegedienste mit einem zweckge-
bundenen Aufschlag auf die Opfer-
rente von monatlich 100 Euro. 

Ich möchte betonen, dass ich 
durch die Freiheitsglocke versu-
che, die Interessen aller Opfer zu 
verbinden. Wer Forderungen stellt 
und eigenes Erleben vermittelt, der 
sollte auch über die politische La-
ge informiert sein. Die Gegenwart 
gehört uns genauso wie die Erinne-
rung und immer noch ein Stück 
von der Zukunft. Ich danke allen,
die in dieser Zeit der Ungewissheit 
nicht aufgeben und die – auf wel-
che Art auch immer – am Leben 
teilnehmen und sich bemühen, die
Gesellschaft positiv zu formen. Es 
ist angesichts der jeweiligen To-
desmeldungen in unserer Zeitung
absehbar, dass wir nicht ewig am 
Leben sind. Aber noch sind wir da, 
und wir sind uns unserer Bedeu-
tung und der Erfahrung bewusst. 
Das sollte uns Kraft geben. 

Bis zur nächsten Ausgabe
Ihr Alexander Richter-Kariger
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Spendenbereitschaft ist trotz hoher Inflation, Kli-
maschutzmaßnahmen, gestiegener Kosten für die 
Freiheitsglocke (Papierpreis) gut:
Helga Hundertmark, Gerd-Peter Leube, Beate Rusch, 
Jürgen Wendler, Hans-Günter Bellmann, Hanne-Lore 
Dahnke, Erich Jacobi, Dr, Bernd Palm, Brigitte Voel-
kel, Waltraud Ewert, Hartmut Behle, Hans Stein, Her-
bert Thomas, Irma Sann, Fritz Schaarschmidt, Peter 
Hellström, Annelise und Norbert Schachnowski, Erika 
Noack, Helfried Reichel, Hartmut Schlotte, Karl-
Günter Wehling, Bernd-Uwe Strate, Henry Sobora, 
Michael Faber, Gerd Ahnert, Karl-Heinz Ulrich
Danke allen, die in diesen rundum schlechten Zei-
ten so großzügig für das Weiterbestehen unseres 
wichtigen Verbandes gespendet haben. 
Nächste Ausgabe: Peter Plach (Fortsetzung des Be-
richts in Häftlingsschicksal, Jörg Bilke (Rezension), 
Vernissage: Gino Kuhn in Essen. Änderungen möglich

Den 17. Juni 2023 im Blick
Vorschlag für eine eigene Opferbriefmarke
Dem Aufruf, anlässlich des 70-jährigen Gedenkens an 
den Volksaufstand vom Juni 1953 eine selbstentworfene 
Briefmarke vorzustellen folgte prompt André Rohloff mit 
einem ersten Motiv:

Weitere Ideen, fertige Entwürfe sind willkommen. Es 
muss nicht unbedingt super professionell sein.
Hinweis: Wer sich über die Mobbing-Vorgänge in der 
Linkspartei informieren möchte, kann dies im Podcast 
„Deutschlandfunk – Der Tag“ vom 22.07. 2022 tun. 
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Aufrecht, zuverlässig, angenehm
Dr. Heinz Schneider aus Prenzlau verstorben
Bereits im August 2022 verstarb im Alter von 88 Jah-
ren unser Kamerad Dr. Heinz Schneider. Vielen Lese-
rinnen und Lesern der Freiheitsglocke war Heinz 
Schneider durch seine Beiträge für unser Monatsblatt 
bekannt. Nachdem er aus gesundheitlichen Gründen 
vor einigen Jahren aus der Ortschaft Mahlow bei Ber-
lin in seine langjährige Heimat und Arbeitsstätte 
Prenzlau zurückgekehrt war, setzte er sich dort für die 
Beibehaltung des Gedenkens an die SED-Opfer ein, 
wobei er engen Kontakt zum Bürgermeister und zu 
den Mitgliedern des Rats hielt. 

Erfreulicherweise erinnerte man sich auch im Prenz-
lauer Krankenhaus des ehemaligen Chef- und Facharz-
tes für Diabetes, ebenso widmete ihm der Nordkurier 
einen wohlmeinenden, verdienten Nachruf mit Fotos 
und einer ausführlichen Rückschau auf sein von vielen 
Schicksalsschlägen geprägtes Leben. Vorbildlich war 
er bis zuletzt in seiner Treue zur VOS, besonders zum 
Redakteur der Freiheitsglocke, dem er immer wieder 
neue Beiträge sandte und der ihn vor allem vor der 
Veröffentlichung seines Buches „Die Normalität des 
Absurden“ beriet. Im Gegenzug gewährte Dr. Schnei-
der dem Redakteur mehrere medizinische Beratungen 
nach einigen komplizierten Bauchoperationen.

Heinz Schneider war ein angenehmer, guter und ge-
duldiger Mensch. Das Leben hatte ihn dazu gemacht. 
Er verlor zwei Kinder in deren mittlerem Lebensab-
schnitt, was ihn trotz äußerer Gelassenheit belastete. 
Dann war da jene Willkür, die das „einzig humanisti-
sche System“, genannt SED-Staat, gegen ihn prakti-
zierte und deren Erinnerung er mit seiner freundlichen 
Ruhe das ganze Leben mit sich trug: Jene Vorladung 
als 18-Jähriger zum MfS und die Exmatrikulation vom 
Medizinstudium, das er wenig später hätte beendet ha-
ben können. Unverdrossen jedoch wartete er, dass man 
ihn wieder zuließ und er den begonnenen Weg fortset-
zen und das berufliche Ziel erreichen konnte. Was er 
für all das Unrecht zurückgab, war alles andere als 
Hass, es war eine Art Dankbarkeit, die sich nicht an 
den fürchterlichen Staat richtete, aber mit den Men-
schen, die bei ihm medizinische Hilfe suchten oder 
einfach in sein Umfeld gehörten, zu tun hatte. 

Dr. Heinrich (Heinz) Schneider wurde im Sudeten-
land geboren. Er wurde nach dem Krieg vertrieben und 
wählte sich Prenzlau als neue Heimat. Den Weg in den 
Westen hat er nie gesucht. Vielleicht war es besser, 
vielleicht war er der Meinung, dass er dort nicht hin 
passte. In seinem Buch „Die Normalität des Absurden“ 
hat Heinz Schneider viel über die DDR preisgegeben. 
Er hat die Absurdität des SED-Staates begriffen und 
verspottet. Damit hat er auf seine persönliche Weise 
zur Aufarbeitung beigetragen, und dafür danken wir 
ihm. Er selbst war nie absurd, er war sicher auch nicht 
so normal wie ihn sich die SED gewünscht hätte. Wir 
sind dankbar, dass es ihn gab und wir als Verband ei-
nen langen gemeinsamen Weg mit ihm hatten.

Unser Beileid und unsere Wünsche gehen an seine 
Witwe Thea, für die er – sicherlich aus gutem Grund –
immer schwärmte.                        ARK

Für mich eine wichtige Initiative
Bundesbeauftragte punktet bei allen SED-Opfern
Ich möchte mich – im Namen aller betroffenen SED-
Opfer – bei der Bundesbeauftragten für die klare Ziel-
stellung bedanken, die sie in ihrem Jahresbericht zur 
Erhöhung der Besonderen Zuwendung benennt. Sie 
spricht sich hier für das Anliegen aus, das die Be-
troffenen seit Beginn des Jahres geäußert haben: Eine 
wirksame Erhöhung und die langfristigen Festlegun-
gen für eine realistische Dynamisierung. Das ist bisher 
von keiner offiziellen Instanz geschehen. Aus meiner 
Sicht wäre der nächste Schritt, die politischen Gremien 
in die Pflicht zu nehmen. Dazu gehört, dass man kon-
krete Gespräche mit den zuständigen Ministerien führt. 
Dies wäre der Justizminister, dem nach aktuellem 
Stand die Verantwortung obliegt. Ich halte aber auch 
Hubertus Heil und die Bundesregierung für aufge-
schlossen und kompetent. Er hat bereits früher mit der 
VOS Kontakt gehabt. Wir als VOS sind immer bereit, 
Frau Zupke zu unterstützen und ihr den Rücken zu 
stärken.                          Christian T. Reitmaier

Am Deutschen Eck
Kranzniederlegung von VOS und UOKG
Gemeinsam mit Elke Schlegel als Vertreterin der 
UOKG in NRW legten wir am Ehrenmal am Deut-
schen Eck in Koblenz zwei Gebinde zum Gedenken 
mit meinem Text von der VOS nieder. 

Es waren sehr viele Reisegruppen da; am Deutschen 
Eck wurden die Vorbereitungen für das Fest Rhein in 
Flammen vorgenommen.   Siegfried u. Regina Keil

NRW-Mitglieder bitte vormerken
Der Beauftragte der Landesregierung von NRW für die 
Belange von deutschen Heimatvertriebenen, Aussied-
lern und weiteren Betroffenen Heiko Hendriks lädt zum 
vierten Runden Tisch der SED- Opfer am 16. Novem-
ber 2022 ab 14:00 Uhr nach Düsseldorf in das Gerhart-
Hauptmann-Haus in der Nähe des Hauptbahnhofs ein. 
Die genaue Tagesordnung wurde erst nach Redaktions-
schluss bekanntgegeben. Ihre Teilnahme zugesagt hat 
bereits Frau Dr. Anna Kaminsky, Direktorin der Bun-
desstiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur. 

Info: Frau Claudia Brecht, Büroleiterin
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Mit fingiertem Telegramm in die DDR gelockt und hier verhaftet
Die VOS trauert um eines ihrer aufrichtigsten und aktivsten Mitglieder / Nachruf auf unseren Wur-
zener Kameraden Horst Radigk, der bereits am 11. April 2022 im Alter von 83 Jahren verstarb
Wir verlieren mit Horst Radigk ein 
langjähriges Mitglied der Wurze-
ner Bezirksgruppe der VOS Sach-
sen. Horst Radigk hielt die Wegge-
fährten der VOS-Bezirksgruppe
Wurzen zusammen und führte sie 
25 Jahre lang mit viel Aufwand 
und Elan. 

Die Wurzener Kameraden orga-
nisierten zahlreiche Klassenfahrten 
und Geschichtsexkursionen, an de-
nen vor allem Schulklassen des 
Gymnasiums Wurzen und der 
Oberschule Frankenheim teilnah-
men. Die Busfahrten führten sie zu 
ehemaligen Haftorten und heutigen 
Gedenkstätten, wo unmenschliches 
Unrecht an den Opfern und Wider-
ständlern des Kommunismus be-
gangen wurde. Hauptziele waren 
die einstige Stasi-Haftanstalt in 
Berlin- Hohenschönhausen und die 
Gedenkstätte des sowjetischen 
Speziallagers Mühlberg sowie das 
Zuchthaus Waldheim.

Diese Fahrten waren für die Wur-
zener Kameraden zugleich eine 
Reise in die eigene Vergangenheit, 
denn viele von ihnen eint ein 
Schicksal: Zunächst wurden sie in 
Gefängniszellen des Wurzener 
Schlosses inhaftiert, befragt und 
gefoltert und kamen dann ins 
NKWD-Speziallager Nr. 1 Mühl-
berg. Etliche von ihnen wurden an-
schließend bis in die GULags nach 
Sibirien und Workuta verschleppt 
und kamen erst 1953 frei. 

Kamerad Erhart Krätzschmar 
schrieb in der Broschüre „Von 
Wurzen über Mühlberg nach Sibi-

rien“ seine Eindrücke aus der 
Haftzeit in Sibirien nieder.

Horst Radigk, der 1939 in Tor-
gau zur Welt kam, musste eben-
falls Hafterfahrungen machen. 
Dem damaligen Schüler blieb der
Abschluss der 10. Klasse wegen 
„Verrats an der DDR“ verwehrt. 
Als junger Mann, rettungslos ver-
liebt, reiste er 1958 seiner Freundin 
in den Westen hinterher und blieb 
dort. Eines Tages erhielt er ein von 
der Stasi fingiertes Telegramm, das 
die Nachricht enthielt, sein Vater 
läge im Sterben. Er setzte sich in 
den Zug und gleich hinter der 
Grenze klickten die Handschellen. 
Wegen Spionage und Sabotage 
wurde er zu zweieinhalb Jahren 
Zuchthaus verurteilt. Er saß seine 
Strafe in Berlin-Lichtenberg, dann 
im Roten Ochsen in Halle und zum 
Schluss in Waldheim ab. 1962 
wurde er entlassen. Auch die Zeit 
nach der Haft war nicht einfach, 

denn das Stigma der politischen 
Haft hing ihm an, und freies Reden 
war verboten. Der gelernte 
Schmied arbeitete im VEB Land-
maschinenbau Torgau und danach 
im Flachglaskombinat. Seit 1983 
lebte Horst Radigk im Lossataler 
Ortsteil Watzschwitz.

Mit der Friedlichen Revolution 
1989/1990 entstanden in den neuen 
Bundesländern innerhalb kurzer 
Zeit die Landes- und Bezirksgrup-
pen der Vereinigung der Opfer des 
Stalinismus. Die Wurzener Be-
zirksgruppe wurde 1991 auf Initia-
tive von Otto Jacob gegründet, die 

Bürgerbewegung Neues Forum 
stellte ihre Geschäftsstelle als An-
laufpunkt zur Verfügung. 

1995 übernahm der Bennewitzer 
Rolf Starke und ein Jahr später
Horst Radigk den Vorsitz. Auf-
grund des hohen Alters der Mit-
glieder und der vielen Todesfälle 
musste die Bezirksgruppe Wurzen 
ihre Geschäftstätigkeit 27 Jahre 
nach der Gründung ruhen lassen. 
Ein letztes Treffen gab es in 2018 
in Großzschepa.

Für seine besonderen Verdienste 
und sein Engagement als Zeitzeuge 
verlieh der damalige Landrat 
Gerhard Gey (CDU) im Janu-
ar 2012 den Ehrenamtspreis des 
Landkreises an Horst Radigk (die 
Freiheitsglocke berichtete in der 
Ausgabe 62. Jahrgang, Nr. 712). 
Die Laudatio hielt der frühere 
Wurzener Oberbürgermeister Dr. 
Jürgen Schmidt, dessen Großvater 
in Mühlberg inhaftiert war und der 
sich immer wieder für die Wurze-
ner Bezirksgruppe einsetzte.

Wir werden Horst Radigk als 
aufrichtigen Kameraden der VOS 
Sachsen ewig in guter Erinnerung 
behalten. Frank Nemetz 

VOS-Landesverband Sachsen 
Bundesvorsitzender, Redakteur

C h e m n i t z
Einladung

Samstag, dem 
29. Oktober 2022, 
Beginn um 10 Uhr

Ratsstube am 
Johannisplatz 1
09111 Chemnitz

(Einlass ist ab 09.30 Uhr)
Liebe Kameradinnen u. Kameraden, 
wir wollen das Jahr Revue passie-
ren lassen und uns im Kreise der 
Kameradinnen und Kameraden, 
deren Familienmitgliedern und 
Freunden wiedersehen. Wir freuen 
uns auf Euer Kommen.
Der Vorstand der Bezirksgruppe 
Chemnitz-Hohenstein-Ernstthal–
Stollberg
Teilnahmebestätigung erbeten an:
VOS CHEMNITZ, Müllerstr. 12, 
09113 Chemnitz, Tel.017676757551
Mail:– VOS.Chemnitz@web.de
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Vererbbarkeit bei Opferrente unbedingt auf Kinder erweitern
Auch Ehefrauen aus später geschlossenen Ehen leiden intensiv an den Folgen des SED-Unrechts
Nach wie führt das in der Fg ange-
stoßene und von der Opferbeauf-
tragten aufgegriffene Thema für 
ein komplexes Paket in Sachen 
Opferrente zu Meinungsäußerun-
gen und Anregungen. Dabei ist 
anzumerken, dass die in der Fg 
vorgebrachten Meinungen vorerst 
nur den Charakter von Vorschlä-
gen haben und nicht vollständig 
sind. Es ist umso wichtiger, dass 
sich Kameraden aufgrund persön-
licher Erfahrungen äußern, damit 
wir als Verband möglichst viele 
Hinweise weitergeben können. 
Nachstehend ein solcher Hinweis.
Liebe Kameradinnen und Kamera-
den, mit großem Interesse habe ich 
die letzte Ausgabe Freiheitsglocke 
(Nr.837/8 vom Juli/August 2022) 
gelesen. Zu dem Beitrag auf Seite 
17 „Opferrente jetzt deutlich erhö-
hen, dann inflationssicher dynami-
sieren“ möchte ich etwas anmer-
ken. Grundsätzlich begrüße ich al-
les im Artikel bis auf den Punkt 
mit der Vererbbarkeit der Opfer-
rente auf hinterblieben/e Ehepart-
ner / innen, die vor November 
1989 getraut wurden.

Bei dem einen oder anderen ist 
der Partner oder die Partnerin viel-
leicht schon verstorben bzw. die 
Kinder, die auch unter Kindesent-
ziehung gelitten haben, leben noch. 
Die Rente sollte einfach vererbbar 
an hinterbliebene Partner oder 
Kind/er sein. Als Beispiel möchte 
ich mein Schicksal anführen. 

Nach sechs Jahren Bespitzelung, 
Verfolgung und Berufsverbot habe 
ich im Jahr 1988 einen Fluchtver-
such unternommen, der gescheitert 
ist. Zu diesem Zeitpunkt war ich 
verlobt und hatte mit meiner Ver-
lobten ein Kind. Meine Verlobte 
wurde nach meiner Inhaftierung 
massiv unter Druck gesetzt, sich 
von mir zu trennen. So hat die Sta-
si immer wieder auf ihrer Arbeits-
stelle angerufen, sich mit Krimi-
nalpolizei gemeldet (die Gerüchte-
küche unter ihren Kollegen kochte) 
und sie zu Verhören einbestellt 
bzw. abgeholt. Man sagte ihr, 
wenn sie sich nicht von mir trennt, 
kommt unser Kind ins Kinderheim 
und sie ins Gefängnis. Verständli-
cherweise hat sie dem Druck nach-
gegeben und den Kontakt zu mir 

abgebrochen. Nach meinem Frei-
kauf hatte meine Verlobte keine 
Kraft mehr zu kämpfen und so 
musste unser Kind ohne leiblichen 
Vater aufwachsen. 

Im Jahr 1992 bin ich aus familiä-
ren Gründen nach Bautzen zurück-
gekehrt. Ich habe eine neue Partne-
rin kennengelernt, geheiratet und 
mit ihr zwei Kinder bekommen. Im 
Jahr 2004 wurde ich unverschuldet 
arbeitslos. Auf dem Arbeitsamt 
Bautzen habe ich zu meinem Ent-
setzen mehrere ehemalige Stasi-
Mitarbeiter getroffen, die mich so-
fort schikanierten. So war z. B. die 
Mitarbeiterin, die für meine Ver-
mittlung zuständig war, dieselbe 
die mir vor der Wende Berufsver-
bot erteilte. Es fiel der Satz 
,,solange wir hier sitzen, bekommst 
du hier keine Arbeit‘‘. Weiterhin 
wurden mir Fortbildungsmaßnah-
men verwei-
gert mit der 
Begründung,
dass sie zu 
teuer sind 
(obwohl 
mehrere Ar-
beitslose an 
der Fortbil-
dung teil-
nahmen). 
Mir wurden 
nur Jobs in 
den alten 
Bundeslän-
dern oder im 
Ausland an-
geboten. 
Nach einem 
Jahr vergeblicher Arbeitssuche im 
Osten habe ich eine Arbeit in 
NRW (Münsterland) angenommen 
und bin mit meiner Familie umge-
zogen (Vertreibung 2.0). Ich muss-
te meine Kinder aus ihrem ge-
wohnten Umfeld reißen, Freunde 
und Großeltern zurücklassen, um 
nicht von Hartz IV leben zu müs-
sen. Meine Frau ist von Beruf Er-
zieherin. Sie hat ihre Stelle mir zu-
liebe in Bautzen aufgegeben und 
im Münsterland keine Arbeit in ih-
ren Beruf gefunden, da fast alle 
Einrichtungen kirchliche Träger 
hatten und sie nicht Mitglied der
Kirche war und somit keine Arbeit 
bekam. Sie hat sich zehn Jahre 

lang mit 400-Euro-Jobs in berufs-
fremder Arbeit durchs Leben ge-
schlagen. Was das für ihre Rente 
bedeutet, muss ich euch nicht er-
klären. Ich sehe meine Kinder und 
meine Frau ebenso wie mich als 
Opfer der SED-Diktatur. Es wäre 
nur fair, wenn sie auch von der 
Vererbbarkeit profitieren könnten.

Olaf Remus

Füreinander da sein
Kamerad betreut Kameraden 
Auch das ist ein Stück VOS: Der 
jüngere, hilfsbereite VOS- Kame-
rad Silvio Blum (rechts), der auch 
schon mehrfach Beiträge für die 
Freiheitsglocke verfasst hat, be-
sucht den Älteren im Pflegeheim. 

Das Foto zeigt links unser ver-
dientes Verbandsmitglied Uwe 
Schmucker (Träger des Goldenen 

Ehrenzeichens), der wegen ge-
sundheitlicher Probleme nicht al-
lein wohnen kann. Uwe Schmu-
cker hat viel für das Gedenken und 
die Aufarbeitung getan. Dass sich 
jüngere Mitglieder um ihn küm-
mern, zeigt den Zusammenhalt und 
die hohe soziale Kompetenz inner-
halb der VOS. Zugleich wird eine 
Forderung der Opferbeauftragten 
(siehe Jahresbericht) in die Tat 
umgesetzt, wonach die Betreuung 
ehemaliger politischer Häftlinge 
zum Programm werden soll. 

André Rohloff (Text und Foto)

Anm.: Der Redakteur dankt für 
beide Beiträge. Weitere Meinungen 
sind nach wie vor willkommen. 
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Einigkeit und Recht und Freiheit. Selbstbewusstsein und Nationalstolz?
Deutschlands Nationalhymne wurde im August 100 Jahre. Darf sie bleiben, wie und was sie ist?
Im Jahr 1841 dichtete ein gewisser 
August Heinrich Hoffmann von 
Fallersleben auf der Insel Helgo-
land auf eine Komposition von Jo-
seph Haydn die drei Strophen unse-
rer heutigen Nationalhymne, ur-
sprünglich als Deutschlandlied be-
zeichnet. Deutschland war damals 
als Nationalstaat zwar angestrebt 
worden, bestand aber weitere drei 
Jahrzehnte als Gebilde von Klein-
staaten und Fürstentümern, ehe es 
unter der starken Hand von Kanzler 
Bismarck zum Deutschen Reich 
geeint wurde. Der genannte Text
sollte das Bewusstsein der Deut-
schen als einheitliche Nation schär-
fen, er erfüllte mit seiner Beschrei-
bung durchaus den Zustand und das 
Streben der Menschen in Deutsch-
land, zumal die politische und geo-
grafische Struktur in Mitteleuropa 
eine grundlegend andere als heute 
war. Die Nationalhymne wurde in 
der heutigen Fassung erst 1922 als 
solche bei uns angenommen, wobei 
sie – im Gegensatz zu Ländern wie 
Frankreich oder Polen – niemals in 
der Verfassung verankert war bzw. 
ist. Leicht hatte sie es ohnehin nie-
mals. So durfte im Dritten Reich 
die dritte Strophe, die vom Text her 
heute allein protokollfähig ist, nicht 
gesungen werden. Sie wurde durch 
einen Teils des Horst-Wessel- Lie-
des ersetzt. 

Nach dem Ende des Zweiten 
Weltkrieges wurde die Hymne zu-
nächst wieder Deutschlandlied ge-
nannt, sie war unerwünscht und 
wurde erst, nachdem Kanzler Ade-
nauer bei einem Besuch in den 
USA mit dem Gesang „Heidewitz-
ka, Herr Kapitän“ begrüßt worden 
war, von diesem gegen etliche Wi-
derstände, aber mit Unterstützung 
fast des gesamten Bundestags sa-
lonfähig gemacht. Seitdem wird 
nur die dritte Strophe gesungen, 
was übrigens auf das Anfangsze-
remoniell bei Länderspielen der 
deutschen Fußballer – diesmal sind 
nur die Herren Millionäre und nicht 
die Frauen gemeint – äußerst ein-
geschränkt zutrifft. 

Eine unnütze Diskussion entfalte-
te sich im Einheitsprozess nach 
1989. Sollte man nicht ein Stück 
aus der DDR-Hymne einbauen oder 
auf leicht freundliche Weise die 

DDR-Diktatur mit erwähnen?, hieß 
es. Glücklicherweise setzte sich die 
Vernunft durch, es kam nicht dazu. 

Auch bei der VOS war es immer 
ein hohes Bedürfnis, dass die Dele-
gierten die Generalversammlungen 
mit dem gesanglichen Bekenntnis 
zur deutschen Nation abschlossen. 
Und es gibt heuer keinen Grund,
dass man dieser Tradition nicht 
wieder folgen bzw. sie neu beleben
sollte. Im Gegenteil war es so, dass 
nicht wenige ehemalige politische 
Häftlinge wegen ihres offen geäu-
ßerten Festhaltens am Einheitsge-
danken bittere Zeiten hinter Gittern 
verbringen mussten und ihnen ge-
nau dort, gemeint ist die Haft, der 
Text und die Melodie der gesamt-
deutschen Hymne Kraft und Zuver-
sicht verliehen.

„Der Wille der Deutschen zur 
Einheit in freier Selbstbestim-

mung ist die zentrale Aussage der 
3. Strophe des Deutschlandlieds.“

Bundeskanzler Helmut Kohl 
am 23. August 1991

Dass sich unser Land im Umbruch 
befindet, hat mittlerweile auch zu 
mitunter heißen Diskussionen um 
die Nationalhymne geführt. Ist der 
Begriff „brüderlich“ nicht ein gen-
derfeindlicher Ausdruck? Wäre ge-
schwisterlich nicht passender? Soll-
te man nicht das Wort „Vaterland“ 
löschen und durch Heimatland er-
setzen? Brauchen wir überhaupt in 
Deutschland eine Nationalhymne? 
Wir verschmelzen zum einen mit 
Europa, zum anderen haben wir so 
viele Menschen mit Migrationshin-
tergrund, auf dass wir auf unser 
Deutschtum verzichten sollten. Wir 
könnten doch eine europäische Lö-
sung finden. 

Die Antwort der Mehrheit lautet:
nein; und doch erhalten derart ab-
sonderliche Fragen und Forderun-
gen übertriebenes, eigentlich stark
überproportionales Gewicht. 

Eine europäische Hymne ginge 
beispielsweise aus zwei Gründen 
nicht: erstens wegen den Fußbal-
lern, da für beide Kontrahenten 
dasselbe Stück gespielt würde und 
dann im Extremfall 22 Kameraden 
(wiederum sind nur die Herren ge-
meint) nicht mitsingen würden. Der 

zweite Grund fällt ungleich schwe-
rer ins Gewicht: die bislang gelten-
de Europahymne wurde von 
Beethoven komponiert und vorher 
von Schiller getextet. Sie waren
beide (glühende) Deutsche –
Kommentar überflüssig. 

Im Übrigen ist es nicht üblich, 
Hymnen umzutexten. Bisher taten 
dies Russland, indem man die Me-
lodie der alten Sowjet-Schnulze auf 
Putins Anweisung mit einem ande-
ren Text versah, und Österreich, wo 
man im Text zu den großen Söhnen 
des Landes auch die großen Töch-
ter hinzufügte. Da stellt sich wie 
von selbst die Frage, welche „gro-
ßen Töchter“ Deutschland aufzu-
weisen hat. Nein, wir reden nicht 
schon wieder über Frau Merkel. 
Wir nennen besser keinen Namen. 

Wenn wir hier über das Thema 
Nationalhymne reden, erhebt sich 
die Frage, wer denn überhaupt, be-
vor wir diesen Beitrag in der Frei-
heitsglocke veröffentlichten, etwas 
vom 100. Geburtstag der National-
hymne gewusst bzw. davon Notiz 
genommen hat. Es sind sicherlich 
gar nicht so sehr viele Bürgerinnen 
und Bürger, womit auch die ehema-
ligen politischen Häftlinge gemeint 
sind. Zugleich muss die Gegenfra-
ge gestellt werden: Was verbindet 
sich für uns alle mit der großartigen
Aussage von Einigkeit und Recht 
und Freiheit? Wie einig sind wir, 
welche Rechte haben wir Bürgerin-
nen und Bürger, wie frei sind wir in 
Wort und Tat? 

Man muss bei der Beantwortung 
dieser Fragen die heutigen grundle-
gend anderen politischen und wirt-
schaftlichen Verhältnisse zugrunde-
legen. Wir sind nicht mehr staatlich 
geteilt, wir haben – so schwer diese 
Erkenntnis auch mitunter zu akzep-
tieren ist – eine Demokratie, und 
wir haben viele Freiheiten. Viel-
leicht, wenn wir den Text der 
Hymne intensiver verinnerlichen, 
können wir das besser erkennen.

Nichtsdestotrotz bleiben wir kri-
tisch. Wir wollen keine Nischenge-
sellschaft, sondern ein flächende-
ckend freies Land, das selbstbe-
wusst ist und sich Diktaturen in den 
Weg stellt. Dafür haben wir lange 
gekämpft. Auch im Sinne und mit 
unserer Hymne. B. Thonn
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VOS Sachsen: Der Erfolg lässt sich an zahlreichen „Klicks“ messen
Neue Zeitzeugenerinnerungen in vielen Varianten bringen die Aufarbeitung sichtlich voran
Mit etwa einem Dutzend neuer 
Zeitzeugenberichte haben wir un-
sere Website www.vos-sachsen-
zeitzeugenerinnerungen.de inhalt-
lich ausgebaut. Die Website ver-
sammelt nun 31 der insgesamt 
rund 50 Biografien, die wir im 
Rahmen des Zeitzeugenprojekts 
der VOS Sachsen dokumentiert 
haben. Seit 2014 befragen wir 
Zeitzeuginnen und Zeitzeugen zu 
ihren Hafterinnerungen in der SBZ 
und der DDR. 

Die narrativ-biografischen Inter-
views werden mit Diktiergerät und 
Kamera aufgezeichnet, wertvolle 
persönliche Dokumente und Fotos 
gesammelt und anschließend im 
Archiv Bürgerbewegung Leipzig 
archiviert. 

Die aus den Interviews erarbeite-
ten Lebensgeschichten veröffentli-
chen wir jedes Jahr in einem neuen 
Band der Schriftenreihe „Erinne-
rungen an politische Gefangen-
schaft“, von dem mittlerweile acht 
Bände vorliegen. 

Unsere Website www.vos- sach-
sen-zeitzeugenerinnerungen.de ha-
ben wir im Jahre 2016 ins Leben 
gerufen, um die Biografien der 
Einzelbände auf einer gemeinsa-
men Plattform zu versammeln und 
einer breiten Öffentlichkeit zur 
Verfügung zu stellen. Die statisti-
schen Zahlen sprechen für den Er-
folg des Projekts: 21.484 internati-
onale Nutzerinnen und Nutzer ver-
schiedener Altersgruppen können 
wir seit 2016 verzeichnen.

Neben den biografischen Texten 
sind auf unserer Website auch kur-
ze Videosequenzen aus den Inter-
views zu finden. Die Videos sind 
von unserem YouTube-Kanal 
„VOS Sachsen“ aus auf die Websi-
te verlinkt. Auf diesem YouTube-
Kanal freuen wir uns über mittler-
weile 64 Abonnierende. 

Wir planen, die Website im 
kommenden Jahr nicht nur mit zu-
sätzlichen Biografien zu berei-
chern, sondern auch weitere inhalt-
liche Ergänzungen zu machen: So 
sollen das Glossar umfangreich 
überarbeitet und ein Ortsregister 
angelegt werden. Damit wird es 
den Besuchenden der Website 
leichter fallen, innerhalb der zahl-
reichen Biografien nach bestimm-
ten Haftanstalten oder Herkunfts-
städten der Zeitzeuginnen und 
Zeitzeugen zu suchen.

Der neunte Band der Schriften-
reihe „Erinnerungen an politische 
Gefangenschaft“ wird übrigens 
momentan durch die Autorin Aria-

ne Zabel umgesetzt. In die-
sem Buch stellen wir erneut 
vier Biografien vor, die im 
Zusammenhang mit politi-
scher Verfolgung und Gefan-
genschaft durch das kommu-
nistische Regime in SBZ und 
DDR stehen. Der neunte 
Band wird traditionsgemäß
im Frühjahr 2023 im Rah-
menprogramm „Leipzig 
liest“ der Leipziger Buch-
messe mit einem Zeit-
zeugengespräch der Öffent-
lichkeit präsentiert.

Möchten Sie, liebe Kame-
radin und lieber Kamerad,
ebenfalls Ihre Lebensge-
schichte dokumentieren las-
sen? Oder haben Sie Interes-

se an unseren Publikationen? Dann 
wenden Sie sich bitte an den Vor-
sitzenden des VOS- Landesver-
bandes Sachsen Frank Nemetz 
(frank. nemetz@gmx.de bzw. 0175-
1676 838) oder an die Autorin die-
ses Beitrags Ariane Zabel (kontakt
@arianezabel.de bzw. 0177-7559
577).

Wir danken der Sächsischen 
Landesbeauftragten Dr. Nancy Aris 
für die regelmäßige finanzielle Un-
terstützung unseres Zeitzeugenpro-

jekts. Ebenfalls von Herzen sei al-
len privaten Spendern gedankt. 

Das Spendenkonto des VOS-
Landesverbands Sachsen läuft un-
ter der IBAN DE07 8506 0000 
1000 9605 35. Ariane Zabel
Das Foto (© VOS) zeigt Thilo 
Groß, dessen Biografie neu in die 
Website aufgenommen wurde. Das 
Hafterlebnis hat ihn dermaßen be-
lastet, dass er sagt: „Noch jahre-
lang träumte ich vom Eingesperrt-
sein.“

Was wir (auch) nicht 
vergessen sollten

Das  K n a s t l e x i k o n
In dieser Reihe möchten wir 
Ihnen einige teils außergewöhnli-
che Ausdrücke / Begriffe erklä-
ren, die nur in der (DDR-)Haft 
geläufig waren und die man nicht 
vergessen sollte. 

Heute: 
A b l a u f e n

Der Begriff A. hat nichts, wie man 
zunächst meinen mag, mit irgend-
einer sportlichen Betätigung oder 
gar mit der Reduzierung einer 
Flüssigkeitsmenge zu tun. Viel-
mehr bezeichnet er die Anweisung 
bzw. den Befehl zum Entfernen der 
in Antretordnung befindlichen 
Häftlinge zu einem anderen Ort. 
Ausgangspunkt für das A. ist die 
Antretordnung der Häftlinge zum 
Zwecke der Zählung (siehe Eintrag 
hierzu an anderer Stelle des Knast-
lexikons) durch den Wachmann. 
Nachdem dieser die Gefangenen
(meist mühsam) gezählt und mit 
seiner Vorgabe verglichen hatte, 
gab er Anweisung zum A., wobei 
nicht er, sondern der Schichtleiter 
das Kommando, das sich für ge-
wöhnlich mit dem Zusatz „Reihe 
rechts“ (sie selbigen Eintrag) oder 
Reihe links verband. Ziel des A.s 
war dann die Zelle, der Freihof, der 
„Speise“raum oder, was selten 
vorkam, ein Kinobesuch.  

Igor Gerd Lesnikow
Anm. d. Autors: 
Sehr gern nehmen wir Ihren/deinen 
Beitrag – mit oder ohne Nennung 
des Namens – in diese wichtige 
Rubrik auf.
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Der Mauerfall
Die Berliner Mauer ist nicht in 
Folge der Friedlichen Revolution 
gefallen, sondern allein durch den 
Druck der Ausreisebewegung. 
Diese Tatsache wird oft überse-
hen. Die Friedliche Revolution, 
auch die Massendemonstrationen 
in Leipzig und anderswo, wollte 
eine veränderte DDR. 

Das wird auch aus der Historie 
des Begriffs „Wende“ deutlich. 
Dieser Begriff wurde erstmals von 
Egon Krenz am 18. Oktober 1989 
auf der 9. Tagung des ZK ge-
braucht („Wir brauchen eine Wen-
de“). Durch die von der Ausreise-
bewegung erzwungene Grenzöff-
nung kam dann die bis dahin un-
vorhersehbare Dynamik in Rich-
tung Wiedervereinigung zustande.

Arnold Vaatz hat einmal gesagt: 
„Ohne die Ausreisebewegung wä-
re uns die DDR noch lange erhal-
ten geblieben.“ Helfried Dietrich
Anm. d. Red: Für diese Meinung 
bzw. die Tatsache machen sich Fg
und VOS schon immer stark.

Erst in der Haft zu wirklichen und endgültigen Staatsfeinden gemacht
Eine Dokumentation zum Umgang der SED mit unbequemen Schriftstellern und Künstlern
Eigentlich wollten sie nur eines:
nämlich „so zu leben, als befänden 
sie sich in einem zivilisierten 
Land“. Aber ebenso wie der russi-
sche Historiker Andrej Amalrik, 
von dem dieses Zitat stammt, wur-
den sie behindert, drangsaliert und 
zuletzt eingesperrt. Und ebenso 
wie jener wurden zwei von ihnen, 
nämlich Pannach und Fuchs, früh-
zeitig aus dem Leben gerissen. 
Auch ihr Tod ist von Fragen um-
geben, wie Wolf Biermann einst 
bei der Beerdigung von Jürgen 
Fuchs feststellte. 

Das Buch ist eine Dokumentation 
der SED-Kulturpolitik gegenüber 
Schriftstellern und Künstlern wie 
Biermann, Pannach oder Fuchs. 
Obwohl diese das Machtmonopol 
der SED nicht in Frage stellten, 
wurden sie von Stasi und Kultur-
funktionären wie erklärte Staats-
feinde behandelt. Im Gefängnis 
begegneten die unvermutet Ver-
femten folgerichtig verschiedens-
ten politischen Gefangenen: „Aus-
reisern“, Gegnern von SED, DDR, 
Sozialismus und eben denjenigen, 
die auf ihrem Feld, der Kultur, die 
DDR verbessern wollten. Die Stasi 
behandelte alle politischen Häft-
linge als Feinde, was einige erst 
durch die Haft selbst wurden.

Im Jahre 1976 nahmen Fuchs, 
Kunert und Pannach in Leipzig ein 
Tonband mit ihren Liedern und 
Texten auf und schickten es auf 
konspirativem Wege in den Wes-
ten. Die drei Künstler wurden ein-
gesperrt, die SED warf ihnen u. a.
„Staatsfeindliche Hetze“ vor. Pro-
minente Persönlichkeiten aus dem 
Westen unterstützten die Dissiden-
ten so erfolgreich, dass die SED 
vom Gerichtsprozess absehen 
musste und die Künstler in die 
Bundesrepublik abschob.

Das Buch beleuchtet mit vielen 
Details die künstlerische Arbeit 
von Gerulf Pannach, dem „sächsi-
schen Biermann“, dazu die schrift-
stellerische des Psychologen Fuchs 
und die Auswirkungen dessen, was 
vielerorts „Biermann- Ausbürge-
rung“ genannt wurde. „Dein Weg 
bleibt dein Weg“, das war das 
Motto aufrechter Menschen.

Selbst die Haft bei der Stasi 
brachte Pannach und seine Gefähr-

ten nicht von ihren Einstellungen 
ab, wie man bei ihren Auftritten im 
Westen feststellen konnte und 
musste. Anders als Jürgen Fuchs, 
der sich kurz vor seinem Tod noch 
als religiöser Mensch offenbarte, 
blieb Gerulf Pannach der selbster-
klärte Marxist. Einige der vielen 
Spitzel in der Kulturszene Leipzigs 
werden genannt, darunter ein be-
sonders aktiver Zuträger für das 
MfS in der Kulturszene.

Das Buch besticht durch die 
Vielzahl der Dokumente, vor allem 
der Akten, welche die Stasi zu Ge-
rulf Pannach angelegt hatte. Man 
muss der Autorin für die aufge-
brachte Mühe in diesem Zusam-
menhang dankbar sein. Auch per-
sönliche Briefe aus dem Nachlass 
von Fuchs und Pannach stellen 
wichtige zeitgeschichtliche Doku-
mente dar. Im Gegensatz zu Jürgen 
Fuchs ist über Pannach und Kunert 
bisher nicht viel veröffentlicht 
worden. Somit trägt das Buch we-
sentlich zur Erweiterung der 
Kenntnisse über den Künstler bei. 
Und, nebenbei gesagt: gut ge-
schrieben ist es außerdem.

Sollte nochmals über Pannach 
geschrieben werden, könnte seine 
Verbindung zu Personen, die Geg-
ner der SED und des Sozialismus 
waren, ins Bild gesetzt werden. 
Am 13. August 1974, also am Jah-
restag des Beginns des Mauerbaus, 
sollten in Leipzig Flugblätter von 
einem Hochhaus herabsegeln. 
Flugblätter, die an die Menschen-
rechtsdeklaration von 1948, dass 
jeder das Land verlassen könne, er-
innerten. Die Flugblätter wurden in 
Naumburg im Katechetischen Se-
minar gedruckt, Gerulf Pannach 
war der Leipziger Kontaktmann, 
für die Auswahl des Hochhauses 
zuständig. 

Die Flugblattaktion scheiterte aus 
technischen Gründen, die Stasi hat 
davon fast nichts mitbekommen. 
Nur ein „Ausgangshinweis“ exis-
tierte, der aber ins Nichts führte. 
Keiner der sechs Beteiligten hatte 
einen Fehler gemacht. Und Pan-
nach sprach offenbar auch im 
engsten Leipziger Kreis nicht dar-
über. Stoff also für eine weitere 
Veröffentlichung über Gerulf Pan-
nach. Bernd Lippmann

Das Buch: Das geheime Tonband 
von Pannach, Kunert und Fuchs 
von Doris Liebermann (2022)

Hardliner von links
Zum Tod von Christian Ströbele
Auch ihm, dem wenig toleranten 
Grünlinken, sei ein Abschiedswort 
gegönnt. Seine soziale, tiefgrüne 
Einstellung war beispielhaft für 
seine Generation und sein Umfeld 
in der Partei. Bei Gesprächen, die 
der frühere Bundesvorstand und
der Redakteur mit ihm und Volker 
Beck in der Regierungsära 
Schröder / Fischer wegen der Op-
ferrente führten, reagierten er und 
die Seinen mit Ablehnung und Un-
verständnis, es gab kein Argument, 
lediglich ein klares Nein. Ströbele 
war auch in realpolitischen Ent-
scheidungen – man nehme den Ju-
goslawien-Konflikt – nicht zum 
Einlenken zu bewegen. Er dachte 
und handelte kategorisch. Immer-
hin schaffte er es jedoch viermal, 
als Direktkandidat nach der Wahl 
in den Bundestag einzuziehen. Und 
das in Berlin. H. Diederich
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Ein einsamer Abschied
Aber für die Medien war es ein großer Knüller
Kein deutscher Bundeskanzler fuhr zur Beerdigung von 
Michail Gorbatschow. Ich kritisiere das nicht. Es steht 
mir nicht zu. Aber ich halte das für einen großen Fehler. 
Denn ohne Michail Gorbatschow keine Friedliche Re-
volution, ohne ihn keine Einheit Deutschlands. Viele 
ehemalige politische Häftlinge der DDR, darunter auch 
ich, hätten die Freiheit nicht erlangt, hätten weiter lei-
den müssen oder wären in der Haft umgekommen. Da-
bei war die Gelegenheit für Olaf Scholz günstig. Denn 
es gab kein Staatsbegräbnis. Es ist ein privates Begräb-
nis gewesen, wo jeder teilnehmen konnte. Der einzige 
europäische Regierungschef, der Gorbatschow die letz-
te Ehre erwies, war Viktor Orbán. Ungarn hat sich mit 
Würde von diesem wunderbaren Menschen, von diesem 
einmaligen menschlichen russischen Staatsmann verab-
schiedet, Deutschland nicht. 

Dr. Bernd Müller-Kaller

Plötzlich aus dem Leben gerissen
Arno Selten stirbt nach einem Verkehrsunfall
Liebe Kameradinnen und Kameraden, leider müs-
sen wir tief bestürzt und in großer Trauer mitteilen, 
dass unser langjähriger VOS-Landesvorsitzender 
Arno Selten Ende August in Frankfurt unverschul-
det in einen Verkehrsunfall verwickelt wurde und 
seinen schweren Verletzungen erlegen ist. Er hin-
terlässt bei seiner Familie, den Angehörigen und 
bei uns in der VOS- Landesgruppe eine große Lü-
cke, denn seine Erfahrungen, seine ausgeglichene 
Art im Umgang mit seinen Mitmenschen sind nur 
schwer zu ersetzen. Trotz seiner fast 95 Jahre war 

er noch täglich mit 
dem Rad in Frank-
furt und Umge-
bung große Stre-
cken unterwegs, 
bis ihm ein Auto-
fahrer die Vorfahrt 
nahm. Uns bleibt 
leider nur die Er-
innerung an einen 
fantastischen Men-
schen, einen lieben 
Freund und Kame-
raden, der fast sein 
ganzes Leben lang 
unermüdlich die 
Verbrechen des 

Stalinismus und Kommunismus anprangerte und 
sich für die Gerechtigkeit für die Opfer der roten 
Diktatur einsetzte. Bis zuletzt war er aktiv in unse-
rem Landesvorstand, hat dort seine Erfahrungen 
eingebracht und maßgebend zum dauerhaften Be-
stand der Landesgruppe beigetragen.

Ruhe in Frieden, Arno! Wir als VOS- Landes-
gruppe sind mit Arnos Schwiegersohn in ständigem 
Kontakt und werden so den Termin und den Ort der 
Beerdigung in Frankfurt erfahren. Wer das Bedürf-
nis der Teilnahme an der Beerdigung hat, kann sich 
umgehend telefonisch mit mir oder Andrea Fehre 
in Verbindung setzen. Da die Staatsanwaltschaft 
Frankfurt noch gerichtliche Untersuchungen ange-
ordnet hat, wird sich der Termin wahrscheinlich 
noch etwas hinausziehen.

Leider geht das Leben im Guten wie im Schlech-
ten unaufhaltsam weiter, und wir müssen, bei aller 
Trauer um Arno Selten unsere Augen weiter nach 
vorn richten. Nicht zuletzt wegen der tragischen 
Umstände würden wir uns gern am Samstag, 
03.12.2022, 15 Uhr in Mainz am Denkmal Unteil-
bares Deutschland am Fischtorplatz treffen, um ei-
nen Blumenstrauß niederzulegen, anschließend 
gemeinsam einen Bummel über den Mainzer 
Weihnachtsmarkt zu machen und uns als Abschluss 
gemeinsam im Weinhaus Michel in der Altstadt in 
der Nähe des Bahnhofs Römisches Theater gemüt-
lich zusammenzusetzen.
Bundesvorstand und Redakteur trauern mit den 
Hinterbliebenen und den Mitgliedern der Lan-
desgruppe. Arno Selten war ein aktiver, freund-
licher Kamerad, den wir sehr vermissen werden.

Zeitzeugen vom Juni 1953 gesucht
Aufruf der SED-Opferbeauftragten

Liebe Leserinnen und Leser, im kommenden Jahr wird 
sich der Volksaufstand in der DDR am 17. Juni 1953 zum 
70. Mal jähren. Rund eine Million mutige Bürgerinnen 
und Bürger gingen damals auf die Straße, um gegen das 
Diktat des SED-Regimes zu protestieren. Nur mit Hilfe 
sowjetische Panzer und unter Anwendung massiver Ge-
walt durch Militär, Stasi und Volkspolizei gelang es, den 
Volksaufstand niederzuschlagen. Viele Menschen star-
ben, ca. 15.000 wurden verhaftet. Heute, 70 Jahre danach, 
gibt es nur noch ganz wenige Zeitzeuginnen und Zeitzeu-
gen. Mir wäre es ein ganz besonderes Anliegen mit Ihnen, 
den Betroffenen, in Kontakt zu treten. Dies richtet sich 
ausdrücklich auch an Sie, die Hinterbliebenen, die Sie die 
Erlebnisse Ihrer Väter und Mütter aufgenommen haben 
und weitertragen möchten. Ich würde mich sehr freuen, 
wenn Sie meinem Aufruf folgen und sich bei mir melden.

Ihre Evelyn Zupke
Kontakt: Geschäftsstelle der SED-Opferbeauftragten beim 
Deutschen Bundestag, Platz der Republik 1, 11011 Berlin. Tele-
fon: +49 30 227-37894. Fax: +49 30 227-37894.
Mail: vorzimmer.opfb@bundestag.de

Unterstützung weiter zugesichert
Frau Zupke will auf Fraktionen zugehen 
Sehr geehrter Herr Holtschke, vielen Dank für Ihre E-Mail 
vom 16. August 2022 und die Information über die von 
Ihnen gestartete Initiative. Wie Sie wissen, nehme ich die 
Problematik rund um die Benachteiligung im Rentenrecht 
für Übersiedler und Flüchtlinge sehr ernst. In meinen Jah-
resbericht (BT-Drucksache 20/2220) habe ich dazu ausführ-
lich Stellung genommen. Ich setze mich dafür ein, dass die 
Politik das Thema erneut aufgreift und Lösungsmöglichkei-
ten im Sinne der Betroffenen prüft. Mir liegt nunmehr auch 
der Aufsatz aus der Neuen Justiz vor. So wie wir es schon 
bei unserem Treffen im März hier im Deutschen Bundestag 
besprochen haben, werde ich auf Grundlage des Aufsatzes 
an die rentenpolitischen Sprecher der jeweiligen Fraktionen 
im Deutschen Bundestag herantreten. Auch darüber hinaus 
werde ich weiterhin auf die Problematik hinweisen und mich 
für eine Lösung einsetzen. Für Rückfragen können Sie sich 
gerne an mich wenden. Mit freundl. Grüßen Evelyn Zupke



11

Unrecht verjährt nicht, auch wenn es von vielen Seiten ignoriert wird 
Landesvorstand der VOS in NRW wendet sich wegen RÜG an Ministerpräsidenten Hendrik Wüst
Aufgrund der Veröffentlichung 
zum Thema Rentenunrecht ge-
gen sogenannte Altübersiedler 
und ehemalige politische Häft-
linge der DDR in der Fachzeit-
schrift Neue Justiz wandte sich 
der Vorsitzende des VOS- Lan-
desverbandes NRW Felix Heinz 
Holtschke an den hiesigen Minis-
terpräsidenten und stellte die 
Problematik dar. Das Schreiben 
ist nachstehend abgedruckt. 
Sehr geehrter Herr Ministerpräsi-
dent, dieses Schreiben ist bewusst 
mit einem denkwürdigen Datum 
versehen: Mit diesem Tag, dem 13. 
August 1961, genau vor 61 Jahren, 
wurde die deutsche Teilung so-
wohl an der Berliner Mauer als 
auch an der innerdeutschen Grenze 
besiegelt. Schießbefehl und Mi-
nenfelder sollten dafür sorgen, 
dass die willkürlich geschaffene 
Grenze unüberwindbar wird und 
für immer bleibt. Dieses men-
schenverachtende Unrecht fand 
erst am 9. November 1989 ein un-
verhofftes Ende, nämlich nach 
dem Fall der Berliner Mauer infol-
ge der friedlichen Revolution in 
der ehemaligen DDR. Der Weg zur 
Wiedervereinigung Deutschlands 
wurde frei. 

Doch auf den durch mutige Mas-
senproteste auf den Straßen insbe-
sondere von Ostberlin, Leipzig, 
Plauen und Dresden hinweggefeg-
ten Unrechtsstaat DDR folgte nach 
der Wiedervereinigung leider neu-
es soziales Unrecht, speziell ge-
genüber Altübersiedlern, Flücht-
lingen und freigekauften politi-
schen Häftlingen, die sich bereits 
vor dem Fall der Mauer im Gel-
tungsbereich des Grundgesetzes 
befanden. Es ist das an dem vorge-
nannten Personenkreis praktizierte 
Fremdrentenunrecht, das bis zum 
heutigen Tag einer dringenden Re-
vidierung bedarf.  Die Betroffenen 
setzten sich einzeln aber auch im 
Zusammenwirken mit den SED-
Opfer- und Flüchtlingsverbänden 
in vielfältiger Weise gegen diesen 
offensichtlichen Rechtsverstoß zur 
Wehr. Zuletzt hier in Nordrhein-
Westfalen am 16. November 2021 
beim sogenannten 3. Runden 
Tisch, der vom bisherigen NRW-
Beauftragten für Vertriebene, Aus-

siedler und Spätaussiedler Heiko 
Hendriks organisiert worden ist. 
Unter Teilnahme der SED- Opfer-
beauftragten Evelyn Zupke wurde 
das zu Lasten der DDR- Altüber-
siedler gehende Rentenunrecht mit 
den betroffenen SED-Opfern und 
Flüchtlingen offen und intensiv 
diskutiert und ihr zwecks Einforde-
rung des notwendigen Rechtsfrie-
dens mit auf den Weg in das politi-
sche Berlin gegeben.

Denn sozialpolitischer Hand-
lungsbedarf besteht in dieser An-
gelegenheit zwar seit der fehlerhaf-
ten Anwendung des Rentenüberlei-
tungsgesetzes (RÜG) gleich nach 
dessen Inkraftsetzung, spätestens 
jedoch seit April 2018 nach Ein-
reichung der Beschwerde-Petition 
Pet. 3-19-11-8222-006233 der Op-
fer- und Flüchtlingsverbände VOS,
UOKG und IEDF beim Petitions-
ausschuss des Deutschen Bundes-
tages. Dass es nach mehr als 4 Jah-
ren seitens des Petitionsausschus-
ses noch immer nicht zu einer 
neutralen Begutachtung des Sach-
verhaltes gemäß den Bestimmun-
gen des Petitionsrechts, geschwei-
ge zu einer einvernehmlichen 
rechtsstaatlichen Empfehlung an 
die jeweils amtierende Bundesre-
gierung gekommen ist, ist nicht 
nur für die Petenten sehr enttäu-
schend. Inzwischen haben wir je-
doch eine neue Situation: In der 
renommierten juristischen Fach-
zeitschrift Neue Justiz – Ausgabe 
07/ 2022 wurde von unabhängiger 
Seite ein Fachartikel mit dem Titel 
„Die deutsche Teilung und der 
rechtswidrige Wegfall des Renten-
anspruchs der Flüchtlinge und 
Übersiedler“ von Norbert Geis und 
Natalie Kowalczyk veröffentlicht. 
Dieser Aufsatz ist auf der Home-
page der NJ freigeschaltet. Wir ha-
ben Herrn Hendriks gebeten, Ihnen 
ein Originalexemplar dieser Fach-
zeitschrift persönlich zu überge-
ben. Wir bitten Sie, das darin juris-
tisch gewonnene Fazit, dass der
Gesetzgeber die Ansprüche der 
Flüchtlinge und Übersiedler in das 
Rentenüberleitungsgesetz (RÜG) 
und Rentenüberleitungsergän-
zungsgesetz (Rü-ErgG) nicht ein-
beziehen wollte und auch nicht 
einbezogen hat, zu berücksichtigen 

und politisch umzusetzen. Denn 
diese Gesetze beziehen sich allein 
auf die zum Zeitpunkt der Wieder-
vereinigung in der vormaligen 
DDR Versicherten

Wir bitten Sie, sehr geehrter Herr 
Ministerpräsident, nunmehr all ih-
ren politischen Einfluss geltend zu 
machen und bspw. auch im Bun-
desrat zu nutzen, um den seit lan-
gen Jahren gestörten Rechtsfrieden 
endlich wiederherzustellen, damit 
die seit April 2018 dem Bundestag 
vorliegende Beschwerde-Petition 
Pet. 3-19-11-8222-006233 doch 
noch zu einem Erfolg für die be-
nachteiligten Anspruchsberechtig-
ten gelangen kann. 

Unrecht verjährt nicht. Dieser 
hehre Grundsatz sollte als An-
spruch deutscher Politik nicht nur 
nach außen wirken, sondern auch 
politische Handlungsdirektive 
hierzulande sein.

Mit freundlichen Grüßen
Felix H. Holtschke    Peter Hippe

VOS NRW                    13.08.2022

Eine Antwort, die 
uns aufhorchen lässt
SPD-Chef von NRW reagiert 
positiv auf weiteres Schreiben
Auf einen ähnlich lautenden Brief 
wie an den Ministerpräsidenten, 
den der VOS-Landeschef NRW an 
den Fraktionsvorsitzenden Thomas 
Kutschaty versandte, reagierte die-
ser mit der Zusage, die von der 
VOS nun mehrfach an vielen Stel-
len vorgetragene und unermüdlich 
in der Fg benannten Problematik 
des RÜG an die Fraktion der SPD 
im Bundestag weiterzuleiten. Aus 
Sicht von Herrn Kutschaty ist das 
„Unrecht im Rentenrecht bisher 
keiner zufriedenstellenden Lösung 
zugeführt worden“, weswegen auch 
die Notwendigkeit betont wird, die 
begonnene enge Zusammenarbeit 
mit der Bundesbeauftragten Evelyn 
Zupke zu intensivieren. Herr 
Kutschaty weist darauf hin, dass die 
von den Betroffenen geforderte 
schnelle Lösung erreicht werden 
muss. Mit diesem Schreiben wurde 
endlich von seiten einer in der Re-
gierung befindlichen Partei positiv 
reagiert. Das lässt hoffen. 
FHH / VB/ Fg
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Die deutsche Politik hat als Anwältin der Menschenrechte versagt
Warum sich die Bundesregierung mit Unterstützung zurückhielt, bleibt bis heute unergründlich 
In der vorigen Fg-Ausgabe be-
gannen wir mit dem Abdruck 
des Schicksalsberichts des ehe-
maligen politischen Häftlings Pe-
ter Plach, inhaftiert nach haltlo-
sen Spionagevorwürfen in der 
ČSSR. Die Schilderungen sind 
insgesamt sehr lang, sollten je-
doch wegen ihrer tiefen Bedeu-
tung – politischen Inhaftierun-
gen und Verurteilungen in den 
sogenannten Bruderländern 
wird bislang zu wenig oder gar 
keine Beachtung beigemessen,
zumal es keine gesetzlichen Ent-
schädigungsmaßnahmen gibt –
nicht gekürzt werden. Daher 
wird der Bericht in dieser und 
voraussichtlich der nächsten 
Ausgabe fortgesetzt. 

Die Erfahrungen des Autors 
sind eine Warnung an alle, die 
die Gefahren einer Diktatur im-
mer noch unterschätzen oder 
diese für nichtig halten, und lei-
der auch für die, die sich vom 
geeinten Europa zu viel erhoffen.
Es wurde mir unter Androhung 
von Repressalien strengstens un-
tersagt, gegenüber den Mithäftlin-
gen oder dem Wachpersonal zu 
behaupten, dass ich unschuldig und
ohne Beweise verurteilt wurde. 
Daran habe ich mich natürlich 
nicht gehalten. Völlig unbegreif-
lich für mich, meine Eltern und 
meine Familie war, dass mit mei-
ner Person ein völlig unschuldiger 
Bundesbürger gefoltert, misshan-
delt und am Leben bedroht wurde.
Und das ohne eine Stellungnahme
oder die Unterstützung der Bun-
desregierung, der die Umstände 
meiner Inhaftierung, insbesondere 
der Folterung, bekannt waren. In 
meinem Falle deutete alles für 
mich und meine Familie auf die
ungehinderte Ausführung der Tö-
tungsabsicht hin. Die Folge war, 
dass ich verzweifelt und völlig 
machtlos war und große Todes-
angst hatte.
Suizidgedanken, Misshand-
lungen und Folter
Nach der Verurteilung kamen bei 
mir auch Gedanken an Suizid. Es 
folgte der langsame körperliche 
Abbau als Folge mangelnder Er-

nährung und Krankheiten und vor 
allem wegen der unmenschlichen
Haftbedingungen und der Miss-
handlungen. Auch die ausbleiben-
de Hilfe machte mir psychisch zu 
schaffen, aus Protest habe ich wei-
tere Botschaftsbesuche abgelehnt. 
Während meiner gesamten Haft-
jahre musste ich ungesunde (im 
Papierstaub ohne Schutz) Zwangs-
arbeit mit Leistungszwang zubrin-
gen, ohne bei einer Sozialversiche-
rung angemeldet gewesen zu sein.

Manchmal kamen nachts auch be-
trunkene, brutale Aufseher mit ag-
gressiven Schäferhunden in die 
Zelle und ergötzten sich an unserer 
Angst. Jede Woche regelmäßig 
„Kahlschnitt“ mit dem Hinweis auf 
meine III. Strafgruppe. Kein ande-
rer auf der Abteilung war in dieser 
Gruppe, selbst ein wegen Mordes 
Verurteilter nicht. Auch nicht Spi-
one. Diese Strafgruppe war nur mir 
zugedacht, um mich in den Suizid 
zu treiben. Die meiste Haftzeit 
verbrachte ich in Einzelhaft unter 
erschwerten Bedingungen. Keine 
Besuche, keine Briefe, keine Päck-
chen. Ein sadistisch erzwungener 
Aufenthalt in einem „U-Boot“ zwi-
schen Menschen unterschiedlicher 
Charaktere und Neigungen, teil-
weise mit niedrigsten Instinkten. 
Beherrschung der Menge durch 
gegenseitiges Aufhetzen, war die 
Ideologie der Gefängnisleitung, 
einschließlich einer gezielten Zer-
mürbungstaktik. Der Oberaufseher 
der Abteilung, ein Kapitän, später 
Major ergötzte sich am Leiden der 
Gefangenen, in meinem Fall spezi-
ell. Er stellte mir mehrmals den 
Tod in Aussicht, wenn ich nicht 
doch noch gestehe. 

Die im „Häftlingsfraß“ über die 
Jahre in der Haft verabreichten 
Gifte, Brom und Lysol, führten zu 
irreparablen Leberschäden, wie 
nach meiner Freilassung diagnosti-

ziert wurde. Die meisten Langzeit-
insassen aus meiner Haftzeit trugen 
vergleichbare Gesundheitsschäden 
davon.
Vergebliches Hoffen 
auf die Bundesregierung 
Im Oktober 1979 gelang es mir 
über einen entlassenen Mithäftling,
einen Kassiber zu meinen Eltern 
durchzuschmuggeln. Damit wuss-
ten die deutschen Stellen nun de-
tailliert über die Hintergründe, 
meine fast aussichtslose Lage und 
den schlimmen Zustand, in dem 
ich mich befand, Bescheid. Zusätz-
lich lieferte ich Namen von Perso-
nen, welche mit hochgradiger
Wahrscheinlichkeit dem tschechi-
schen Geheimdienst zugearbeitet 
haben bzw. mit diesem verbunden 
waren. Das betraf auch Bundes-
bürger oder ihre Verwandten bzw. 
Bekannten aus der ČSSR.

Das Auswärtige Amt äußerte sich 
trotzdem ablehnend gegenüber 
meinen Eltern, indem es hieß, man 
wolle sich wegen mir nicht die gu-
ten wirtschaftlichen Beziehungen 
zur benachbarten ČSSR kaputt
machen Sie rieten meinen Eltern 
von einer Veröffentlichung ab, 
vom Stillschweigen meiner Eltern 
machten sie auch eine eventuelle
Hilfen abhängig. Warum? 

Obwohl ich schwerstens miss-
handelt und gefoltert wurde, ob-
wohl ich für Spionage zu Gunsten 
der BRD verurteilt worden bin, wie 
sich später herausstellt gesetzwid-
rig, schwieg die deutsche Regie-
rung fünf lange Jahre. Sie bekräf-
tigte somit indirekt gegenüber der 
tschechischen Spionageabwehr, 
dass ich doch ein Spion sein könn-
te. Mich bestärkt das in der An-
nahme, dass die damalige Bundes-
regierung nicht wirklich an wirk-
samer Hilfe interessiert war. 

Nach Jahren, die ich nun zu mei-
ner Leidenszeit Abstand habe, bin 
ich der Überzeugung, dass durch 
die Zurückhaltung und das Weg-
schauen die Gewalt gegen mich 
und die widerrechtliche Verurtei-
lung und Freiheitsberaubung be-
günstigt wurden. Eine klare und 
bittere Erkenntnis und Enttäu-
schung. 

     nächste Seite oben
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von voriger Seite 

Die deutsche Politik, die sich bis 
heute gern als Wächter der Demo-
kratie und der Menschenrechte dar-
stellt, hat total versagt. Die An-
schuldigungen und die Gewaltan-
wendung gegen mich waren der 
deutschen Botschaft in Prag und 
dem Auswärtigen Amt und damit 
auch der Bundesregierung seit dem 
ersten Botschaftsbesuch bekannt. 
Meine Verbitterung und die meiner 
Familie waren grenzenlos und 
schmerzhaft.

Im August 2000 äußerten sich in
der tschechischen Presse (Mladá 
fronta Dnes) der damalige stellver-
tretende Direktor des ÚDV (Polizei 
der Tschechischen Republik, Amt 
für die Dokumentation und Unter-
suchung von kommunistischen 
Verbrechen) und ihr Sprecher: Die 
Anschuldigung der Spionage gegen 
Plach war von Anfang an erfunden, 
aber in der Zeit der „Normalisie-
rung“ in der ČSSR dafür auch noch 
einen Unschuldigen zu 13 Jahren 
Haft zu verurteilen, das ist auch für 
die damaligen Verhältnisse in der 
ČSSR schon etwas ganz Besonde-
res.

Etwas „ganz Besonderes“? Da 
drängt sich natürlich die Frage auf, 
wie war das möglich? Warum ris-
kierte die damalige ČSSR eine po-
litische oder zwischenstaatliche 
Krise zu Deutschland, indem sie 
einen unschuldigen Bundesbürger 
zum Spion machte? Erst vier Jahre 
zuvor, nach der Überwindung vie-
ler Schwierigkeiten, wurden 1974 
die diplomatischen Beziehungen 
aufgenommen. Diese wollte die 
ČSSR ganz sicher nicht riskieren. 
Rechneten die Tschechen von 
vornherein mit der deutschen Zu-
rückhaltung? Wenn ja, warum, was 
war die Rolle der damaligen SPD 
Regierung?
Die Unklarheiten wurden 
niemals richtig ausgeräumt

War das Ausbleiben von Hilfe, 
bzw. einer Stellungnahme seitens 
der SPD-Bundesregierung eine 
„Vergeltung“ für meine Wehr-
dienstverweigerung?

Laut dem Richter vom Rehabili-
tierungsgericht in Tábor/ Tschechi-
en 1994: „Die Stasi der ČSSR
suchte gezielt nach für sie geeigne-
ten Objekten (Personen), welche 
sie zur Bedrohung des Landes 

machten, um der Regierung des ei-
genen Landes ihre Daseinsberech-
tigung und Unverzichtbarkeit zu 
beweisen. In der Zeit der Entspan-
nung mussten sie um diese ban-
gen.“

Das ist unwahrscheinlich, und 
diese These entspricht nicht dem 
eingegangenen Risiko der Tsche-
chen. Diese Art der Aufklärung be-
lastet mich bis heute. Ich gehe von 
einem Racheakt der tschechischen 
Geheimdienste aus, welche meinen 
Vater als Spätaussiedler umwarben, 
der aber nicht gefügig war bzw. 
nicht dienlich sein wollte. Dazu 
gibt es Unterlagen in Form von 
Korrespondenz. Mit meiner Ermor-
dung sollte mein Vater getroffen 
werden. Das alles ist bis heute un-
klar und bedürfte dringender Auf-
klärung!
Regierungswechsel in Bonn 
hatte endlich Folgen
Eine Wende trat erst nach dem Re-
gierungswechsel 1982 ein. Der
neue Bundeskanzler Kohl beschei-
nigte nun offiziell, am 13. Januar 
1983, dass ich zu keiner Zeit Ver-
bindungen zu deutschen Geheim-
diensten gehabt habe. Das hätte all 
die Jahre zuvor auch der SPD-
Kanzler machen können. Er tat es 
aber nicht! Warum? 

Meine Eltern veröffentlichten nun 
auch das seit fünf Jahren andauern-
de Verbrechen an mir in der deut-
schen Presse (Die Wochenzeitung 
Spiegel, Nr.11 vom 14. März 1983
titelte: „Schmoren lassen“). Ab 
jetzt war die deutsche Politik unab-
dinglich gefordert, und tatsächlich 
kam ich am 7. Dezember 1983 
durch einen „Agentenaustausch“ 
frei. Ein Austausch, der über das 
Gebiet der DDR verlief, wohin ich
Jahre zuvor verschleppt wurde. Be-
teiligt waren das Ministerium für 
Staatssicherheit der ČSSR und die
Stasi der DDR. Offenbar mussten 
sich meine Peiniger dem Druck von 
Andropow (damaliger Generalsek-
retär der KP der UdSSR), der sei-
nen in Deutschland inhaftierten 
Freund Bataschew freibekommen
wollte, beugen und mich frei ge-
ben.

Einige Tage vor der Verschlep-
pung zwecks Austausches in die 
DDR, vermutlich zwischen Ende 
November 1983 und Anfang De-
zember 1983, wurde ich aus dem 
Strafvollzug in Prag Pankrac in das 

Gefängnis Prag Ruzyne verlegt, 
ohne dass ich wusste warum. Hier 
fand in der folgenden Nacht ein Tö-
tungsversuch statt (ich sollte nackt 
erfrieren). Dieser wurde durch Zu-
fall knapp verhindert. Der Vorfall 
ist gegenwärtig immer noch Ge-
genstand von Ermittlungen in der 
Tschechischen Republik, auch die 
deutsche Botschaft in Prag wurde 
darüber informiert, aber es interes-
siert sie wohl nicht.
Die Unterschiede in der
Behandlung und bei den 
Haftzeiten waren enorm 
In der folgenden Nacht wurde ich 
per PKW zunächst in die DDR ver-
schleppt, mit der Androhung mich 
auch in der DDR wegen Spionage 
vor Gericht zu stellen. Irgendwann 
ging es weiter in Begleitung zweier 
Stasi-Leute, ab Hermsdorfer Kreuz 
dann mit Rechtsanwalt Vogel Rich-
tung Grenze. Zwischen den Über-
gängen Wartha und Herleshausen 
erfolgte der Austausch. Es war der 
7. Dezember 1983.

Wie lange ich im Gefängnis Prag 
Ruzyn und anschließend in der 
DDR in Gewahrsam verbrachte, 
kann ich nicht genau sagen. Meine 
Eltern hatten mich bereits am 30. 
November 1983 in der deutschen 
Botschaft in Prag als vermisst ge-
meldet, mit der Bitte um Aufklä-
rung. Die Briefe meiner Eltern ka-
men zurück.

Ungewöhnlich daran, die meisten 
im Osten und in der ČSSR wegen 
Spionage verurteilten Ausländer, 
einschließlich der Bundesbürger, 
kamen nicht nur innerhalb kürzes-
ter Zeit im Rahmen eines Austau-
sches wieder frei, ungeachtet der 
Strafe und des Strafmaßes. Es wur-
de mit ihnen von Anfang ihrer 
Festnahme an ganz anders, zivili-
siert und ohne Gewaltanwendung 
umgegangen. Auch das zeugt in 
meinen Fall davon, dass es nicht 
um die Aufklärung einer möglichen 
Straftat ging, sondern um geplante 
Rache bzw. um Mord oder Nöti-
gung zum Suizid.

Zuhause kam ich völlig unterer-
nährt (knapp über 40 kg), nicht 
mehr fähig Nahrung zu behalten, 
an. Einige Tage später wurde ich 
bewusstlos ins Krankenhaus einge-
liefert. Mehrere Monate im Kran-
kenhaus und in der Kur folgten. Ich 
war nicht arbeitsfähig. 

Fortsetzung in der nächsten Fg
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Gedenkstätten: Dieser Ort muss ein Campus für Demokratie werden
VOS wirbt für ein Gelände zum Auftritt von Zeitzeugen und der Darstellung von Dokumentationen
In Fg 837/8 stellten wir anlässlich 
des gut besuchten Tags der Offe-
nen Tür in Neubrandenburg die Si-
tuation der einstigen MfS- Haftan-
stalt vor, wobei auch die undurch-
sichtige Haltung der Stadt und das 
befremdliche Angebot des Bür-
germeisters, eine „kleine Begeg-
nungsstätte“ zu schaffen, damit 
noch ausreichend Platz für den 
Wohnungsbau bleiben soll, deut-
lich erwähnt wurde. Ausführlich 
wurde die Meinung der ehemaligen
politischen Häftlinge und der regi-
onalen VOS-Gruppe geschildert, 
die die Forderung erhebt, ein ge-
schichtsgerechtes Konzept für eine 
Gedenkstätte zu erarbeiten. Die 
VOS hat mehrfach das mangelnde 
geschichtspolitische Bewusstsein 
der Verantwortlichen in der Stadt
kritisiert und darauf hingewiesen, 
dass es ohne die politischen Häft-
linge und ihren Mut, aber auch ihre 
Schicksale, heute in Neubranden-
burg kein freigewähltes Stadtpar-
lament geben würde. Dort säßen
ansonsten weiterhin die Genossen 
mit den ovalen Parteiabzeichen an 
den Revers, die ohne diese Stasi-
Leute und die Sowjets nicht hätten 
existieren können.

Lesen Sie nachstehend die Hal-
tung der VOS Neubrandenburg.
Für Menschen, die unter der SBZ-,
DDR-Diktatur und dem Stasi-
Regime gelitten haben, wäre es ein 
Schlag ins Gesicht, wenn dieses 
Areal beseitigt wird und sie nicht 
beteiligt werden. Politische Häft-
linge und/oder Widerständler des
DDR-Regimes haben eines gelernt:
Sie waren mit dem System in der 
SED-Diktatur nicht einverstanden. 
Diese Menschen haben es nicht 
einfach hingenommen, sondern ih-
ren Protest offen artikuliert. Diese 
Menschen werden auch in Zukunft 
ihre Meinung unverblümt äußern 
und ihr Recht einfordern. Und egal
bei wem und egal, ob sie in der 
Diktatur oder in der Demokratie 
leben. Die bisherigen Erfahrungen 
in diesem Staat zeigen, dass die 
Bedürfnisse der SED-Opfer nicht 
immer befriedigt wurden. Die Ver-
brechen der DDR-Diktatur wirken 
bis heute nach und lassen den Be-
troffenen keine Ruhe. Der Staat, 

die Medien u. a. schulden eine 
transparente und lückenlose Auf-
klärung des Geschehens und seiner 
Hintergründe. Sie stehen in einer 
besonderen Verantwortung und 
Fürsorgepflicht. Dieser Verpflich-
tung kommen die Bundesrepublik, 
das Land Mecklenburg- Vorpom-
mern und die Stadt Neubranden-
burg nicht im erforderlichen Um-
fang nach. Da ist z. B. die Frage, 
warum gibt es seit 1990 keine Ein-
ladung durch die Stadtverwaltung
und die Stadtvertretung Neubran-
denburgs, um mit den Opfern des 
SED-Regimes über ihre Forderun-
gen zur Einrichtung einer Gedenk-
stätte zu sprechen? Warum hat 
man sie bis heute nicht zum Fest-
konzert zum Tag der Deutschen
Einheit in die Neubrandenburger 
Konzertkirche eingeladen? Warum 
zeichnete die Stadt Neubranden-
burg ausschließlich Männer des 
Neuen Forums im 30. Jahr der 
Friedlichen Revolution aus und 
keine Vertreter der Opfervereine
der DDR-Diktatur?

Der Stadt Neubrandenburg liegen 
seit Jahren Anträge vor, die Aktion 
„letzte Adresse“ von Memorial 
Deutschland zu unterstützen. Ein 
Bekenntnis zu dieser Aktion haben 
bis heute die Stadtfraktionen bzw. 
Stadtverwaltung nicht abgegeben.

Die politisch Rehabilitierten der 
SBZ/DDR sollten als Ehrenbürger 
wahrgenommen werden und nicht 
als Opfer am Rand der Gesell-
schaft, denn sie sind die Sieger. Sie 
waren die Vorkämpfer der Demo-
kratie und wirkten für ein geeintes
Deutschland. Ihr Beitrag waren 
nicht nur Mosaiksteine, sondern ih-
re Rolle beim Sturz dieser DDR-
Diktatur war sehr bedeutend. Die-
sen Vorkämpfern der Friedlichen 
Revolution sollte Respekt gezollt 
werden, sie gingen durch die Hölle 
der zweiten deutschen Diktatur.
Umso eklatanter ist es, dass Stadt-
verwaltung und Stadtvertretung 
von Neubrandenburg zu so einem 
politisch besetzten Ort bis heute 
keine offiziellen Gespräche mit 
Vertreter*innen der VOS e. V. 
führten. Das MfS-Gefängnis muss 
in seiner Besonderheit erhalten und 
für die Menschen sichtbar gemacht 

werden. Hier könnte ein Campus 
für Demokratie entstehen. Man 
könnte Zeitzeugen einladen und sie 
vor Schulklassen über ihre Dikta-
tur-Erfahrungen reden lassen. So-
mit würde dieser Ort die Erinne-
rungskultur, die Aufmerksamkeit 
und die Achtung bekommen, die er 
verdient und folgenden Generatio-
nen Geschichte erlebbar machen. 

Die Informationsstelen auf dem 
ehemaligen Stasi-Gelände erleich-
tern den Zugang zur besonderen 
Geschichte dieses Ortes, blenden 
aber das Leid der Gefangenen und 
das ehemalige MfS-Gefängnis 
komplett aus. Das gesamte frühere 
MfS-Areal als Erinnerungsort und 
lebendiges Zentrum in Neubran-
denburg bietet ein großes Potenzial 
zur Aufarbeitung und Erinnerung. 
Leider wird diese Tatsache voll-
ständig ignoriert. Dieser Ort, muss 
ein Campus für Demokratie wer-
den, der über Diktatur und Wider-
stand aufklärt und für Demokratie 
und die europäische Idee wirbt.

Da die Stadt Neubrandenburg 
den Bundesvorsitzenden der VOS 
sehr kurzfristig eingeladen hatte,
war dessen Teilnahme nicht mög-
lich, sodass der Stellvertretende 
Landesvorsitzende der Vereini-
gung der Opfer des Stalinismus 
diesen Termin wahrnahm. Dieser 
zeigte sich begeistert aufgrund des 
großen Interesses von Schulklas-
sen, vieler sonstiger Besucher und 
der Gäste aus der Republik Polen,
die in Begleitung des Stellvertre-
tenden Oberbürgermeisters Peter 
Modemann kamen. 

Einige mögen meinen, dass dort 
hinterlassene Graffiti wie „Verges-
sen ist Verrat“, „Abriss ist Verrat“, 
„Wir klagen an“ nur Vandalismus 
seien. Doch diese Zitate und der 
riesige Besucherstrom zeigen, dass 
die Menschen an der Geschichte 
Interesse haben, der Forderung der 
VOS positiv gegenüberstehen und 
das VOS-Anliegen mehrheitlich 
unterstützen.

Zeitzeug*innen, die ihr Wissen 
und ihre Erfahrungen über die Zu-
stände in der MfS-Haftanstalt von 
vor 1990 mitteilen möchten, wer-
den dringend gesucht.

André Rohloff (VOS)
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Gesundheitsschäden durch Zersetzung
Zeitzeugen für wissenschaftliches Projekt gesucht
Bereits im Mai stellte ich auf dem 
Bundeskongress in Rostock dem 
VOS-Bundesvorsitzenden das 
Verbundprojekt „Gesundheitliche 
Langzeitfolgen von SED-Unrecht“ 
vor. Am Standort in Rostock be-
schäftigen sich Wissenschaft-
ler*innen, unter der Leitung von 
Prof. Dr. Spitzer mit der Aufarbei-
tung von SED- Unrecht und dabei
speziell mit den körperlichen und 
psychischen Langzeitfolgen von 
Zersetzungsmaßnahmen und 
Staatsdoping in der DDR. Hierzu 
sagt die Projektverantwortlich An-
ne Maltusch: „Ich habe bisher ca. 
20 Betroffene von Zersetzungs-
maßnahmen interviewt, die die 
verschiedensten Repressalien in 
der DDR erlebt haben. Von Be-
rufsverboten über Degradierungen 
wegen Homosexualität, über Er-
pressung bis Einschüchterungen, 
Studienplatzverweigerungen, stän-
dige Verhöre, Abhörungen, Post-
überwachung etc. Die Betroffenen 
sollten bereit sein, über ihre Erfah-
rungen zu sprechen. Ich habe die 

Betroffenen sowohl zu Hause als 
auch in den Räumlichkeiten der 
Landesbeauftragen in Berlin und 
Mecklenburg-Vorpommern inter-
viewt. Die Betroffenen waren ent-
weder rehabilitiert nach BerRehaG 
oder VwRehaG (oder beides) oder 
hatten in ihren Akten einen opera-
tiven Vorgang vermerkt. Dies ge-
hört zu den Einschlusskriterien. Es 
muss einen Nachweis über die er-
lebten Repressionen geben. Auch 
Betroffene, die sich noch in 
schwebenden Verfahren befinden, 
würden wir gern befragen. Ehe-
mals politisch Inhaftierte können 
wir nicht befragen, nur Ex-
Häftlinge mit weniger als drei Mo-
naten Haft. Wir suchen aktuell 
Zeitzeugen, die von Zersetzungs-
maßnahmen, die bspw. in der 
Richtlinie 1/76 beschrieben sind 

und in der DDR betroffen waren. 
Mein Forschungsprojekt ist Teil 
eines großen Verbundprojektes der 
Universitäten Jena, Magdeburg, 
Leipzig und Rostock. Weitere In-
formationen finden Sie auf SED-
Gesundheitsfolgen.de. Dort sind 
alle 12 Teilprojekte und deren In-
halt aufgeführt. Das Forschungs-
projekt läuft noch bis Juni 2024. 
Für die Teilnahme an unserer Stu-
die können wir den Betroffenen ei-
ne Aufwandsentschädigung i. H. v.
40 € anbieten sowie die Übernah-
me von Fahrtkosten, sollten sich 
die Betroffenen entscheiden nach 
Rostock kommen zu wollen. An-
dernfalls stehen die Räumlichkei-
ten des/der Landesbeauftragten zur 
Verfügung.

Die Ergebnisse unserer Studie 
sollen dazu beitragen, DDR-
Unrecht aufzuarbeiten, eine besse-
re Versorgung und Beratung für 
die Betroffenen zu gewährleisten 
und die Gesellschaft zu sensibili-
sieren. Gerne würde ich Sie um 
Hilfe bitten entsprechende Be-

troffene/ Zeitzeugen 
zu rekrutieren. Um 
Ihnen unser Ver-
bundprojekt vorzu-
stellen und eventuell 
einige Fragen vorab 
zu klären, würde ich 
mich sehr freuen Sie 
vielleicht bei einem 

persönlichen Gespräch (gern auch 
per zoom oder Telefon) kennenzu-
lernen. Sie erreichen mich außer-
dem jederzeit per Mail. Im Übrigen 
gibt es einen Projektflyer. Weitere 
Informationen zu unserem Ver-
bundprojekt finden Sie unter: 
https://kpm.med.uni-rostock. de/
sowie unter www.sed-gesundheits 
folgen.de. Anne Maltusch

Meldungen: Betroffene wenden 
sich per Email an die Bundesge-
schäftsstelle der VOS oder an Frau 
Maltusch: Anne.Maltusch@med. 
uni-rostock. de
Zur Person: Frau Anne Maltusch 
ist M.Sc. Demographie / Wissen-
schaftliche Mitarbeiterin Klinik für 
Psychosomatische Medizin und 
Psychotherapie der Universitäts-
medizin 18147 Rostock 

(K)eine Herzenssache
Die drei G lassen grüßen
Gäbe es in Deutschland den Titel 
Ex-Kanzler der Herzen, könnte ich 
mich, liebe Landsleute, problemlos
entscheiden, wen ich – Achtung, 
aufgepasst – auf den letzten Platz 
setzen würde. Das Rennen ist in 
keiner Beziehung knapp. Kohl, 
Schmidt und Adenauer scheiden 
aus. Sie haben die Geschichte 
Deutschlands zum Guten vorange-
trieben. Über Erhard, Kiesinger,
Brandt und Frau Merkel hätte ich 
sicher manche Spöttelei und man-
che Kritik. Doch das reicht nicht 
aus, um meinen favorisierten Kan-
didaten vom letzten Platz wegzu-
fegen. Der, um den es geht, hat mit 
dem Buchstaben G zu tun, und das 
gleich dreifach: Gas, Geld, Gerd.

Kurzkolumne
Man muss nicht raten, oder? Es ist
Gerhard Schröder, der Mann, dem 
eine großartige Freundschaft zu Dik-
tator Putin, dem Hauptvertreter des 
Neo-Sowjetismus, nachgesagt wird.
Herr Schröder ist der Meinung, ihm 
stünde der gesetzlich festgeschriebe-
ne Service als Altkanzler mit dem 
geschätzten Budget einer halben 
Million Euro pro Jahr zu. Das nimmt 
sich gierig und dreist aus und offen-
bart in Zeiten, da wir ganz einfachen 
Leute wegen schwindelnd steigender 
Gaspreise mit jedem Cent rechnen 
müssen, eine unfassbare Charakter-
losigkeit. 

Oder täusche ich mich? 
Wenn es allerdings um den Titel 

ehemaliger Bundespräsident der 
Herzen ginge, fiele mir die Wahl 
schon schwerer. Es gibt deren drei 
Lebende, die gute finanzielle Aus-
stattungen genießen. Ich würde sie 
alle auf den letzten Platz setzen. 
Egal, dass einer angekündigt hat, 
freiwillig für einen guten Zweck 
frieren zu wollen; wem immer das 
in Deutschland nützen bzw. in 
Russland schaden soll. Wie wäre 
es jedoch, wenn jeder von ihnen 
auf einen Teil seines Altersein-
kommens verzichten würde? Diese 
Wohlversorgten hätten dann immer 
noch weit mehr als alle VOS- Mit-
glieder zusammen. Vor allem aber 
gäben sie ein gutes Beispiel ab.

IGL 
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In die Speziallager der SBZ und nach Sibirien abtransportiert
Am 1. Juli 2022 fand in Malchow das ergreifende Gedenken an die „Werwolftragödie“ statt
Seit 169 Jahren gibt es in der Stadt 
Malchow (gelegen auf einer Insel in 
MVP – d. Red.) ein großes Volks-
fest. In der Zwischenzeit gehört es 
zum immateriellen Weltkulturerbe 
der UNESCO. Leider hat die Pan-
demie für zwei Jahre diese Tradition 
unterbrochen, dafür durfte dann das 
Volksfest in alter Gewohnheit in die-
sem Jahr stattfinden. In diese Fest-
lichkeit wurde seit 23 Jahren eine 
Gedenkveranstaltung eingebettet, die 
an die sogenannte Werwolftragödie 
erinnert. 1990 hat die damals noch 
existierende Sowjetunion bekannt-
gegeben, dass zwischen 1945 und 
1950 auf dem Gebiet ihrer Besat-
zungszone 122.671 Personen in La-
gern inhaftiert waren und von diesen 
Häftlingen 42.889 verstorben sind.

Ab dem Frühjahr 1950 ging das 
Leiden für Tausende Häftlinge in 
den DDR-Gefängnissen weiter. Zu 
den Verstorbenen gehörten auch 13 
Jugendliche der insgesamt 33 ver-
hafteten Jugendlichen aus Malchow, 
die die Folterungen und unmenschli-
chen Haftbedingungen nicht überlebt 
haben. Den damals Verhafteten wur-
de nach der Einkerkerung, bei wie-
derholten Folterungen, die Werwolf-
beteiligung vorgeworfen. Es wurden 
Geständnisse für Taten erfoltert, die 
sie niemals begangen hatten. Bei den 
nachfolgenden Prozessen vor den 
sowjetischen Militärtribunalen 
(SMT) wurden die Jugendlichen zu 
Haftstrafen zwischen acht und zwölf 
Jahren und auch zum Tode verur-
teilt. Nach der Verurteilung wurde 
die Mehrheit der Betroffenen in die 
zehn Sowjetischen Speziallager in 

der SBZ überstellt. Es gab auch 
Transporte nach Sibirien. 

Ein überlebender Malchower, Rolf 
Schröder (92 Jahre) hat es auch in 
diesem Jahr geschafft, allein mit 
dem Auto von Zwickau nach Mal-
chow anzureisen. Über sein erlitte-
nes Leid berichtet er immer wieder 
mit seinen authentischen Schilde-
rungen, wobei sich natürlich viele 
interessierte Zuhörer finden. Ein 
noch älterer Überlebender, Rudi 
Pröber (93 Jahre), gehörte zu den 
neun Penzliner Jugendlichen, von 
denen fünf nicht überlebten. Er wur-
de von seinem Enkelsohn zur Ge-
denkveranstaltung begleitet. Rudi 
betont immer wieder unter Tränen, 
wie wichtig dieses jährliche Geden-
ken für ihn ist, er ist den Organisato-

ren dank-
bar, dass 
so würde-
voll an die 
toten 
Freunde 
erinnert 
wird. 
Durch die 
Wetterun-
bilden 
konnte der 
übliche 
Ablauf am 
Gedenk-
stein in der 
Garten-
straße 
diesmal 
nicht statt-

finden. Die Veranstaltung wurde da-
her kurzfristig in den Saal der Wer-
leburg verlegt und verlangte von den 
Organisatoren ein schnelles und ver-
antwortungsbewusstes Handeln. Im 
Saal der Werleburg wurden die Teil-
nehmer vom Bläserquintett des 
Stabsmusikkorps Berlin empfangen. 
Zwischen den nachfolgenden Gruß-
worten spielte das Quintett die „Pa-
van“ von William Byrd, das „Ave 
Verum Corpus“ von Mozart, den 
Choral „Verleih uns Frieden gnädig-
lich“ und das bekannte Stück „Ich 
hatte einen Kameraden“ (mit Trom-
petensolo und gesamtem Quintett). 
Abschließend wurde die National-
hymne gespielt.

Nach der Begrüßung durch den 
Organisator der Gedenkveranstal-
tung, Herrn Horst Vau, gab es Rede-
beiträge vom Bürgermeister der 

Stadt Malchow, Herrn René Putzar, 
von der Landesbeauftragten Bran-
denburgs Frau Dr. Maria Nooke, von 
einem Vertreter des Landkreises 
Mecklenburger Seenplatte, Herrn 
Peter Handsch sowie vom Mitglied 
des Vorstandes der AG Lager Sach-
senhausen 1945 bis 1950 e. V., 
Herrn Reinhard Klaus. 

Der Kommandeur der Panzergre-
nadierbrigade 41 Vorpommern, Herr 
Brigadegeneral Nawrat, hielt die 
Gedenkrede. Mit seinen eindrucks-
vollen Worten beschrieb er seinen 
künftigen Einsatz an der Nordflanke 
der Nato im Baltikum, ohne eine po-
litische Wertung vorzunehmen. Ein 
Schüler des Fleseensee Gymnasiums 
gab in seinem Beitrag einen Einblick 
in die geschichtliche Aufarbeitung 
der Werwolftragödie vor 77 Jahren 
in Malchow. Der Malchower Pastor, 
Herr Kändler, knüpfte in seinen Aus-
führungen an den zuvor gespielten 
Choral „Verleih uns Frieden gnädig-
lich“ an. Der Choral ist 500 Jahre alt 
und geht auf Martin Luther zurück.

Die Kränze mussten wir wetterbe-
dingt bereits vor der Veranstaltung 
am Grabstein ablegen. Im Saal der 
Werleburg erhoben sich alle Teil-
nehmer als das Stück „Ich hatte ei-
nen Kameraden“ erklang. Die Natio-
nalhymne wurde unter der musikali-
schen Begleitung des Quintettes vom 
Stabsmusikkorps Berlin zum Ab-
schluss der Gedenkveranstaltung von 
allen Anwesenden mitgesungen. Er-
freulicherweise lud die Stadt Mal-
chow die Teilnehmer auch zu einem 
Imbiss ein.

Aus Altersgründen legt das Ehe-
paar Jutta und Horst Vau (Foto. © 
privat) ab nächstem Jahr die Ver-
antwortung für die Organisation der 
Gedenkveranstaltung in die Hände 
der Stadt Malchow. Das Ehepaar 
Vau erhielt für vielen Jahre des en-
gagierten Handelns zum Gelingen 
der jeweiligen Gedenkveranstaltung
von den Anwesenden anerkennende 
Worte. 

Hanns Osterloh / Horst Vau
Anmerkung: Dem Redakteur liegt 
die vollständige Rede des Brigade-
generals Nawrat vor. Aus Platz-
gründen kann sie in diese Ausgabe 
nicht aufgenommen werden. Dies 
ist – ohne Gewähr – bei entspre-
chendem Platz für die nächste(n) 
Ausgabe(n) vorgesehen. 
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Ein Ausflug in die Vergangenheit und mit gemischten Gefühlen 
VOS-Bezirksgruppe Leipzig besucht die Gedenkstätte Zuchthaus Cottbus
Es ist eine gute Tradition, die un-
sere VOS-Bezirksgruppe Leipzig 
mit den noch rüstigen Kamera-
dinnen und Kameraden im Rah-
men der Vereinsarbeit pflegt. 
Jährlich unternehmen wir Fahr-
ten und Besichtigungen von Ein-
richtungen wie U-Haftanstalten 
der Staatssicherheit und Zucht-
häuser, in denen politische Häft-
linge der ehemaligen DDR unter 
übelsten Bedingungen wegge-
sperrt wurden. 

In diesem Jahr hatten wir uns 
für das Menschenrechtszentrum 
Cottbus e. V. und damit die Ge-
denkstätte Zuchthaus Cottbus 
entschieden. Am 13. Juli mach-
ten wir uns in einer Gruppe von 
12 Personen auf den Weg ins 
Zentrum der Lausitz.

Die Haftanstalt wurde 1860 als 

„Königliches Centralgefängnis 
Cottbus“ für weibliche und 
männliche Gefangene eröffnet. 
Auf ihrem Hof vollstreckte man 
Todesurteile gegen Mörder. 

Das Gebäude wurde ab den 
1930er Jahren auch als Jugendge-
fängnis und während der NS-Zeit 
ausschließlich als Frauenzucht-
haus genutzt. 

Nach seiner Zerstörung durch 
Bombenangriffe im Frühjahr 
1945 wurde das Zuchthaus ge-
räumt. 1951 wurde die „Voll-
zugsanstalt Cottbus“ dem Minis-
terium des Innern unterstellt. Po-
litische Verfahren wurden in den 

meisten Fällen durch die Staats-
sicherheit an den Amtsgerichten 
geführt. Das Gefängnis galt als 
das typische politische und Frei-
kauf-Gefängnis für männliche 
Häftlinge aus dem gesamten 
DDR-Gebiet. Typische Haft-
gründe waren Passvergehen, 
„staatsfeindliche Hetze“ sowie 
Verbindungsaufnahme zu Men-
schenrechtsorganisationen und 
zu Medien wie ARD und ZDF. 

2011 konnte das Menschen-
rechtszentrum Cottbus e.V., ein 
Verein von überwiegend ehema-
ligen politischen Gefangenen, ei-
nen Teil des Areals und der Ge-
bäude erwerben und ist somit Ei-
gentümer und Betreiber der Ge-
denkstätte.

Frau Heide Schinowsky, die 
neue Leiterin der Gedenkstätte, 

ermöglichte eine Führung für un-
sere Gruppe. Die Bildungsrefe-
rentin Isabel Missling gab uns 
spannende Einblicke in die Le-
bensgeschichten von Häftlingen 
sowie in deren unwürdige Trans-
porteinrichtungen, Unterbrin-
gungen und Arbeitsbedingungen. 
Dafür nochmal unser besonderer 
Dank. Zwei unserer Kameraden 
konnten während der Führung 
auch als Zeitzeugen auftreten, da 
sie vor 50 bis 60 Jahren im 
Zuchthaus Cottbus ihre Verurtei-
lungen absaßen. 

Kamerad Siegfried Berneis 
verbrachte hier 1961 einige Tage 

bis zu seinem Weitertransport 
nach Berndshof und anschlie-
ßend Torgau. Er wurde einer 
menschenunwürdigen Leibesvisi-
tation unterzogen, die er noch 
heute als größte Demütigung 
empfindet. Ich selbst, Kamerad 
Dietmar Hammer, war von 1971
bis 1972 im Zuchthaus Cottbus 
für etwa sieben Monate unterge-
bracht. Bei der Führung konnte 
ich einige interessante Ergänzun-
gen beitragen, die Emotionen 
ließen sich nur schwer unterdrü-
cken. Einrichtungen wie Dunkel-
zellen und „Tigerkäfige“ im Ori-
ginal zu sehen ist schon beklem-
mend. Diese dienten dazu, die 
Würde des Menschen zu miss-
achten und den Willen zu bre-
chen. Trotz des schönen kame-
radschaftlichen Zusammenseins 
fuhren wir somit nach dem Ge-
sehenen auch mit einigen Be-
klemmungen nach Hause. Die 
Biografien der erwähnten Kame-
raden Berneis und Hammer so-
wie weiterer Zeitzeuginnen und 
Zeitzeugen sind auf unserer Pro-
jektwebsite www.vos-sachsen-
zeitzeugenerinnerungen.de nach-
zulesen. Dietmar Hammer

VOS-Bezirksgruppe Leipzig
Foto (© VOS Sachsen) v. l. Rai-
ner Müller, Heinz Galle, Hartmut 
Brix, Helmut Kühn, Frank Ne-
metz, H. Müller-Jahns, Dietmar 
Hammer, Regina Hammer, Aria-
ne Zabel, Martina Leers, Johan-
nes Leers, Siegfried Berneis

Gute Aussichten 
VOS-Zeitzeugenprojekt NRW
Im Ergebnis ihrer Zusammen-
kunft am 6. September 2022 wa-
ren sich die anwesenden neun 
Teilnehmer der VOS-Zeitzeugen-
Gruppe in NRW einig, dass das 
laufende Projekt in den nächsten 
Jahren fortgesetzt werden sollte,
wiewohl durch die gestiegenen 
Spritpreise bei gleichgebliebener 
Kilometer-Pauschale keine güns-
tige Kostenerstattung anfällt. 
Wichtig ist, dass bei den Schulen 
in NRW inzwischen ein großer 
Bedarf zu verzeichnen ist, dem-
zufolge qualifizierte Zeitzeugen 
dringend erwünscht sind.     IGL
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Ein gern in Kauf genommener Irrtum für die Geschichtsbücher?
Der Westen trauert aus unendlicher Dankbarkeit, Russland empfindet abgrundtiefen Hass
Als die Nachricht von seinem Ab-
leben kam, hieß es bei nicht weni-
gen Deutschen: „Ach, der war 
noch gar nicht tot?“ Nein, war er 
nicht, wiewohl er es für viele sei-
ner Landsleute in Russland schon 
lange galt. Seit dem Putsch im Jahr 
1992, als ihn Jelzin ablöste und die 
ruhmreiche Sowjetunion auch for-
mal ihr Ende fand, hatte er bei den 
Russinnen und Russen verspielt. 
Durch ihn war die Sowjetunion 
verschwunden, die Ostblockländer 
waren der Kreml-Herrschaft ent-
kommen, und im Lande Lenins 
musste man sich fortan aus eigener 
Kraft ernähren. Gorbatschow zählt
unbestritten zu den vier meist ge-
nannten Staatsoberhäuptern, die 
der Sowjet – der alte und der neue 
– hervorgebracht hat. In welcher 
Reihenfolge das aus Lenin, Stalin, 
Putin und eben auch Michail Ser-
gejewitsch sich zusammensetzende 
Quartett in den Geschichtsbüchern 
auftaucht, mag von der Zahl der 
Toten, der begangenen Schurkerei-
en, aber auch vom verursachten 
bzw. angestrebten Heil abhängen. 

Nun, über die Verbrechen der 
Sowjets müssen wir als Fg-Fans 
nicht reden, sie sind wesentlicher 
Teil unseres Lesestoffs und auch 
unseres Lebens. Wenn es jedoch 
um Menschlichkeit und demokrati-
sche Ziele in der Politik geht, so ist 
Gorbatschow zweifellos ein Son-
derfall. Allein dass er die KGB-
Akten öffnen ließ und so die Tau-
sende Willkür-Opfer der Stalin-
Ära rehabilitiert werden konnten, 
ist für die Sowjet-Zeit, egal in wel-
chem Stadium, ein unvergleichli-
ches Verdienst. Hinzu kommt sei-
ne Zurückhaltung bei den Ereignis-
sen der letzten Monate der DDR. 
Er war er es, der das Eingreifen des 
Sowjet-Militärs und somit die 
Neuauflage des Juni 1953 ablehn-
te. Dass er damit die Schleusen für 
die Wiedervereinigung öffnete, 
mag er begriffen haben, als ihn 
später Helmut Kohl um den Finger 
wickelte. Da war es aus Sicht der 
Sowjets zu spät. Der Westen hatte 
Russland die Tür vom „gemeinsa-
men Haus Europa“ gar nicht erst 
geöffnet, die Nato machte Polen 
und die baltischen Staaten im Eil-
tempo zu Mitgliedsländern, wie-

wohl der US-Präsident zuvor ver-
sichert hatte, dies würde niemals 
geschehen. Doch im Januar 1991
gab der Kreml dann noch den Be-
fehl, den litauischen Fernsehsender 
in Vilnius mit Panzern zu besetzen,
um die baltischen Länder gewalt-
sam im Sojus zu halten. 

G O R B I
Vergebens. Das Ergebnis waren 
700 Verletzte und der Tod von 
zwölf Jungen, teils minderjährig, 
und der 23-jährigen Loreta Asana-
vičiūtė, die friedlich demonstriert 
hatten. Die Tat verursachte welt-
weites ein derartiges Entsetzen, auf 
dass nicht einmal mehr die skru-
pellosen Alt-Sowjets weitere Ge-
waltakte wagten und das Baltikum 
seine Freiheit bekam. Seitdem hat-
te Gorbatschow als Heilsbringer 
des Westens zumindest eine Teil-
schuld an der Niederschlagung des 
Aufstands. Es schmälert freilich 
nicht seinen Anteil an der Wieder-
vereinigung Deutschlands, wobei 
er der klassische Fall eines miss-
verstandenen Helden, wie ihn die 
Welt nur zu gern als Mythos pfle-
gen möchte, sein dürfte. Seine 
Perestroika zielte ursprünglich auf 
den Umbau, noch mehr die Ver-
jüngung und Entkrustung der alten 
Strukturen der KPdSU ab. Selbst 
ihm widerstrebte der Anblick der 
starren Politgreise, vorweg jener 
echsenhaft wirkende Breschnew,
mit den grotesken Sowjet-Platten 
an den aschfarbenen Uniformen. 
Ebenso wollte Gorbatschow die 
Wirtschaft des Landes flexibler ge-
stalten und teilprivatisieren, wobei 
das Ziel einer Perestroika, des 
Umbaus, vermutlich ebenso wenig 
erreicht worden wäre wie die 
gleichermaßen angestrebte Be-
kämpfung der Trunksucht in der 
Bevölkerung. Dass er allein mit der 
lautstarken Ankündigung Schlag-
zeilen im Westen machte, war eine
Art Nebeneffekt. Der Haupteffekt 
war die Eigendynamik, durch die
er alsbald die Feinde im eigenen 
Lager mobilisierte, wodurch ihm 
das Heft des Handelns zunehmend 
entglitt. Es war nichts Halbes und 
nichts Ganzes, was da passierte.

Die alten Kommunisten konnte 
man nicht beseitigen und das Sys-
tem nicht auffrischen. Und genau 
genommen wollte der Westen kei-
ne unberechenbare UdSSR, die 
Jahrzehnte lang halb Europa unter-
drückt und die gesamte Welt wei-
terhin militärisch bedrohte, in seine 
Staatengemeinschaft, genannt ge-
meinsames Haus, einbeziehen.

Die ehemaligen politischen Häft-
linge wussten es längst: Gor-
batschow war das politische Ober-
haupt eines Unrechtssystems. Ge-
wiss, er tat Gutes für Deutschland,
doch nicht im Sinne des alten Sow-
jets und der starren Parteifossilien.
Und als der Niedergang des Sow-
jet-Reiches bedrohlich auf ihn zu-
kam, erhoffte er die finanzielle Un-
terstützung des Westens zur Ret-
tung des Landes. Man meinte, die 
Bundesrepublik, die USA und die 
Europäische Union könnten helfen, 
die Staatspleite abzuwenden. Was 
er bekam, war eine halbe Milliarde
D-Mark (was sich im Vergleich zu
Kaczynskis aktueller Reparations-
forderung geradezu lächerlich aus-
nimmt), und diese versickerte bzw. 
versank wie weitere Finanzspritzen 
in den dunklen Kanälen späterer 
Oligarchen. 

Dass es Putin, der Vierte im 
Bunde der unsterblichen Sowjet-
Herrscher besser macht, wäre eine 
Lüge. Er macht es anders, er geht 
in traditioneller Weise verlogen, 
brutal und dreist vor. Er liefert aber 
den Beweis, dass Diktaturen für 
humanistische Ziele keinen gesun-
den Boden finden. An dieser Tat-
sache ist Gorbi wie auch an der 
Blauäugigkeit gegenüber dem Ego-
ismus des Westens gescheitert. 

Wäre in jenem Jahr 1992 Putin 
schon Generalsekretär gewesen, 
gäbe es heute sicherlich die glei-
chen oder ähnlichen Oligarchen, 
wie wir aktuell um sie wissen. Es 
gäbe hingegen keine Annexion der 
Krim, keine „Republiken“ Luhansk 
und Donezk und keinen Krieg ge-
gen die Ukraine. Nicht weil Putin 
in dieser Zeit ein glaubwürdigerer
Mensch und berechenbarer Politi-
ker gewesen wäre, sondern weil er 
die Ukraine gar nicht erst in die 
staatliche Selbständigkeit entlassen 
hätte. Tom Haltern
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Wir trauern um
Günter Rößger Bezirksgruppe Chemnitz
Hans Kunze Bezirksgruppe Leipzig
Wolfgang Neuhaus Bezirksgruppe Bremen
Dr. Heinrich Schneider Bezirksgruppe Berlin
Kurt Lange Bezirksgruppe Sangerhausen
Werner Männchen Bezirksgruppe Freiberg
Arno Selten Bezirksgruppe Hessen- Rheinland/Pfalz
Michael Schulz Bezirksgruppe Hannover 
Die VOS wird ihnen ein ehrendes Gedenken bewahren

Der Putin’schen Großmachtstrategie die Wahrheit entgegensetzen
Die Demokratien dürfen den Putin’schen Machenschaften in Russland nicht gleichgültig zusehen
Der Faschismus und seine braune 
Diktatur in Deutschland wurden 
nach dem Ende des Zweiten Welt-
krieges radikal beseitigt. Die Ver-
herrlichung der Nazi-Ideologie 
durch Verwendung seiner Symbole 
wie z. B. das Hakenkreuz, der Hit-
ler-Gruß oder rassistisch geprägte 
Gesänge werden zu Recht straf-
rechtlich geahndet. Leider gilt das 
in Deutschland nicht für Symbole 
der roten SED-Diktatur und schon 
gar nicht für die der Sowjetunion 
oder dem heutigen Russland wie z. 
B. das Z auf prorussischen Veran-
staltungen. Völlig vergessen wird 
von diesen Gefolgsleuten, dass 
Wladimir Putin die Macht in sei-
nem russischen Reich nur noch mit 
faschistischen oder ähnlichen Me-
thoden halten lässt. Ihm dienen 
Rechtsextreme, während die Op-
position tot ist. Wer es wagt zu kri-
tisieren, lebt ausgesprochen ge-
fährlich. Man denke nur an das öf-
fentliche Auslegen eines leeren 
Blatt Papiers. Zu Putins Feinden 
zählen die Nationalisten und 
Rechtsextremen daher nicht. Im 
Gegenteil. In der Duma sitzt eine 
unverhohlen rechtsextreme, popu-
listische, ultranationalisti-
sche Partei von Putins Gnaden: 
Die Liberal- Demokratische Partei 
Russlands (LDPR). Diese Partei, 
die für den Kreml seit 30 Jahren 
die Opposition mimt, ist trotz des 
Namens weder liberal noch demo-
kratisch. Sie tritt mit extremisti-
schen Parolen und Forderungen
nach der gewollten Bevorzugung 
von ethnischen Russen gegenüber 
nationalen Minderheiten in der 
Russischen Föderation auf. Putins 

Nationalisten und Rechtsextreme 
sind für ihn in der Ukraine im Ein-
satz. Das Oberhaupt der selbstpro-
klamierten Volksrepublik Donezk, 
Denis Puschilin, verlieh erst vor 
wenigen Wochen Orden an Solda-
ten, die unverhohlen auf den Är-
meln ihrer Uniform den SS-
Totenkopf und den sogenannten
Wotansknoten angenäht hatten. 

Dieser Wotansknoten besteht aus 
zwei oder drei ineinander ver-
schlungenen Dreiecken. Er steht 
im Zusammenhang mit dem
Kampf, dem Tod und den Op-
ferszenen, welche die Rechtsex-
tremen und Neo-Nazis heutzutage 
als ideologisches Symbol ihrer 
Weltsicht verwenden. Er ersetzt 
mittlerweile das nationalsozialisti-
sche Hakenkreuz, dem es bei ent-
sprechender Ausgestaltung recht 
ähnlich sehen kann. Wie ein Man-
tra redet Putin stattdessen dreist 
und verlogen, die Ukraine entnazi-
fizieren zu müssen. Das kommt im 
russischen Volk, das nichts ande-
res als billigste Kremlpropaganda 
zu lesen und zu hören bekommt
und bezogen auf Deutschland im-
mer noch die alte Faschismus-
Legende verbreitet, bestens an. 

Mittlerweile ist das ein dominan-
tes Narrativ im russischen Diskurs. 
Auch, dass der Westen über die 
Ukraine Russland angreifen und 
vernichten will. Russland müsse 
sich angeblich auch noch verteidi-
gen. Putins wahres Ziel ist nichts 
anderes als das Riesenreich mit 
Gewalt zu vergrößern. 

Souveränität gilt nur für Groß-
mächte. Kleine Staaten haben sich 
seinem Einflussbereich unterzu-

ordnen oder sollen mit Gewalt 
heim ins russische Reich geholt 
werden – egal, dass in ihren Völ-
kern strikte Ablehnung gegen die 
Großmachtstrategie des Kremls 
besteht. Das ist ein imperialer 
Größenwahn, dessen menschen-
verachtende Art und Weise uns in 
Deutschland aus der Hitlerzeit sehr 
bekannt sein dürfte. 

Christian T. Reitmaier

Hoffnung gibt es 
Russland: das Militär bricht weg
Es gibt den einen Gedanken, der 
im Ukraine-Krieg zur Lösung, was 
heißt zu einem Ende führen würde,
bei dem auch Russland einem ge-
rechten Frieden zustimmen muss.
Viele haben ihn im Kopf, wenige 
wagen, ihn auszusprechen: Putin 
muss weg. Egal ob tot, abgedrängt 
oder per Rücktritt. 

Seit Beginn des Krieges, wird 
um Putins Gesundheit spekuliert. 
Die verschiedensten Ferndiagno-
sen werden von leider meist kläg-
lichen Experten gestellt: Er ist 
schwer krank. Oder: Die Generäle 
planen seinen Umsturz. Wird er 
demnach nicht bald gemeuchelt? 

Mit Beginn des September rückte
das ukrainische Militär sichtlich
voran. Der russische Erfolg wird 
immer unwahrscheinlicher, damit 
steigt die Unzufriedenheit in Putins 
Umfeld. Wird man ihn also doch 
mal beiseiteschaffen? 

Es liegt auch an uns, wie es wei-
tergeht. Wenn wir mehr Waffen 
liefern, wird das ukrainische Mili-
tär gestärkt und kann sich gegen 
Russland durchsetzen. 

Hugo Diederich



E H R U N G

Zeitzeugengespräche 
mit konkretem Inhalt 
und richtigem Ziel
Bundesverdienstorden für lang-
jähriges Wirken in der Aufar-
beitung des SED-Unrechts
Ein langjähriges Mitglied der VOS, 
Kamerad Wolfgang Bischoff aus 
Magdeburg ist seit Februar 2022
stellvertretender Landesvorsitzender 
der VOS in Sachsen-Anhalt. Wolf-
gang Bischoff ist seit dem Septem-
ber 2016 Mitglied der VOS in Mag-
deburg. 

Sein aktives Engagement und sein 
Vorsatz, als Zeitzeuge wirksam zu 
sein, begann bereits Anfang der 
1990er Jahre in der Gedenkstätte 
Moritzplatz in Magdeburg, der 
Friedrich-Ebert-Stiftung, der Kon-
rad-Adenauer-Stiftung sowie in der 
Landeszentrale für politische Bil-
dung in Sachsen-Anhalt. 

Es ist ein Bedürfnis von Wolfgang 
Bischoff, durch autobiografische 
Gespräche mit Schülern und Schüle-
rinnen der 9. bis 11. Klassen Zeit-
zeugengespräche zu führen. Haupt-
zielrichtung dieser Gespräche ist die 
Demaskierung der totalitären stali-
nistischen Diktatur der ehemaligen 
DDR. Wolfgang Bischoff erhielt am 
12. Mai 2022 im Rathaus der be-
rühmten Weltkulturerbe-Stadt Qued-
linburg in Sachsen-Anhalt aus den 
Händen unseres Bundespräsidenten
Frank Walter Steinmeier das Bun-
desverdienstkreuz am Bande. 

In seiner umfassenden Laudatio zur Verleihung
sagte der Bundespräsident: „Wolfgang Bischoff kam 
bereits früh mit der politischen Realität der DDR in 
Kontakt. Seiner Schule wurde er verwiesen, weil er 
sich für einen Mitschüler einsetzte. Abitur und Studi-
um blieben ihm so verwehrt. Später von der Bundes-
regierung aus politischer Haft freigekauft, machte er 
sich am Zoologischen Forschungsmuseum Alexander 
Koenig in Bonn bei der Erforschung von Amphibien 
und Reptilien einen Namen. Seit den 1990er Jahren 
engagiert er sich in der Gedenkstätte Moritzplatz 
Magdeburg und teilt seine Erfahrungen politischer 
Repression in der DDR als Zeitzeuge vor allem mit 
junge jungen Menschen“.

Dr. Karl Winter, Landesvorsitzender VOS 
Sachsen-Anhalt e. V.

Der Bundesvorsitzende und der Redakteur schließen 
sich den Wünschen an. Jede Ehrung eines Kamera-
den und einer Kameradin ist eine Ehrung des Ver-
bandes und eine Würdigung des geleisteten Wider-
stands und des erlittenen Unrechts aller Betroffenen.
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